Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I 3 — 45103 — 2035/68 III 


Bonn, den 23. Juli 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 19. Juli 1966 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik über die Auslieferung 
und die Rechtshilfe in Strafsachen 

mit Begründung, den Wortlaut des Vertrages und ein Zusatz- 
protokoll in deutscher, arabischer und französischer Sprache 
sowie eine Denkschrift (Anlage 1). Ich bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 319. Sitzung am 9. Februar 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf 
Stellung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:"' 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, daß sich in 
dem Vertrag Vorschriften befinden, die unmittelbar das von 
den Justizbehörden der Länder anzuwendende Verwaltungs- 
verfahren im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG regeln. Dies gilt 
z. B. für Artikel 25 Abs. 3, Artikel 28, Artikel 30 Abs. 2, 
Artikel 33 Abs. 2 und Artikel 34. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bundesdiuckerci Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heqer, 

Bad Godesberq, Goelhestr. 54. Posttach 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 19. Juli 1966 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Republik 
über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 19. Juli 1966 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik über die Auslieferung 
und die Rechtshilfe in Strafsachen nebst Zusatzproto- 
koll wird zugestimmt. Der Vertrag und das Zusatz- 
protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Im Falle des Artikels 31 Abs. 2 des Vertrages er- 
läßt den Haftbefehl der Richter, der die Unter- 
suchungshandlung vornehmen soll, oder das Gericht, 


das mit der Sache befaßt ist. Im vorbereitenden Ver- 
fahren ist auch der Amtsrichter zuständig, in dessen 
Bezirk die Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Beriin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Ar- 
tikels 2 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Artikel 2 tritt zusammen mit dem Vertrag in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 45 Abs. 2 und das Zusatzprotokoll in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag über die Auslieferung und die Rechts- 
hilfe in Strafsachen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tunesischen Republik und das 
Zusatzprotokoll bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da sie sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. Der 
Vertrag enthält das Deutsche Auslieferungsgesetz 
ergänzende und abändernde Vorschriften. 

Zu Artikel 2 

Artikel 31 Abs. 2 des Vertrages verpflichtet den- 
jenigen Staat, der um die Überstellung einer im Aus- 
land in Haft befindlichen Person ersucht, die in einer 
Strafsache als Zeuge vernommen werden soll, diese 
für die Dauer ihres Aufenthalts in seinem Hoheits- 
gebiet in Haft zu halten. 

Nach Artikel 104 Abs. 2 des Grundgesetzes bedarf 
es für die Dauer der Freiheitsentziehung im Bundes- 
gebiet eines richterlichen Haftbefehls. Zweck- 
mäßigerweise wird der Haftbefehl von dem Gericht 
zu erlassen sein, von dem der Zeuge vernommen 
werden soll. Dieses Gericht kennt den Sachverhalt 
am besten. Es hat vor der Stellung des Ersuchens 
um Zuführung des Häftlings die Notwendigkeit 
seiner Vernehmung als Zeugen im Inland unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß er sich im Aus- 
land in Haft befindet, geprüft. Auch kann es am 
ehesten entscheiden, wann der Zeuge zurückzube- 
fördern ist. Aber auch in den Fällen, in denen der 
Häftling im staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsver- 
fahren als Zeuge vernommen oder als Zeuge einer 
anderen Person gegenübergestellt werden soll, ist 
ebenfalls ein Richter einzuschalten. Um jede Zu- 
ständigkeitslücke auszuschließen, bestimmt Artikel 2, 


daß neben dem mit der Sache befaßten Gericht in 
jedem Fall auch derjenige Richter, der die Unter- 
suchungshandliing vornehmen soll, zum Erlaß des 
Haftbefehls zuständig ist. Der um Vornahme einer 
Untersuchungshandlung ersuchte Richter eines grenz- 
nahen Amtsgerichts ist nach Inkrafttreten des Ar- 
tikels 2 nicht berechtigt, den Antrag auf Erlaß eines 
Haftbefehls mit der Begründung abzulehnen, daß der 
Zeuge sich in dem Zeitpunkt des Erlasses des Haft- 
befehls noch nicht in seinem Bezirk befindet. Zu- 
ständig zum Erlaß des Haftbefehls ist im vorberei- 
tenden Verfahren außerdem immer der Amtsrichter, 
in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft ihren Sitz 
hat. 

Zu Artikel 3 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundge- 
setzes. Dabei wird zum Ausdruck gebracht, daß die 
Vorschriften des Artikels 2 zusammen mit dem Ver- 
trag in Kraft treten. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Ver- 
trag nach seinem Artikel 45 Abs. 2 und das Zusatz- 
protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 
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DER PRÄSIDENT DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und 

DER PRÄSIDENT DER 
TUNESISCHEN REPUBLIK, 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, 
die zwischen beiden Staaten bestehen- 
den engen Beziehungen aufrechtzu- 
erhalten und zu verstärken und ins- 
besondere den Verkehr zwischen den 
beiden Staaten auf dem Gebiete der 
Auslieferung und der Rechtshilfe in 
Strafsachen zu regeln, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, einen 
Vertrag zu schließen, und haben hier- 
für zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der 
Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. Gerhard Schröder, 
Bundesminister des Auswärtigen; 


Der Präsident der 
Tunesischen Republik 
Herrn Habib Bourguiba junior, 
Minister des Auswärtigen. 


Die Bevollmächtigten haben nach 
Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten folgen- 
des vereinbart: 

TEIL I 

Auslieferung 

Artikel 1 

Auslie ferungsverpflichtung 

Die Vertragsparteien verpflichten 
sich, gemäß den nachstehenden Vor- 
schriften und Bedingungen einander 
die Personen auszuliefern, die von den 
Justizbehörden des ersuchenden Staa- 
tes wegen einer strafbaren Handlung 
verfolgt oder zur Vollstreckung einer 
Strafe oder einer Maßregel der Siche- 
rung und Besserung gesucht werden. 


LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE FEDERALE 
D'ALLEMAGNE, 
et 

LE PRESIDENT 

DE LA REPUBLIQUE TUNISIENNE, 

DESIREUX de maintenir et de res- 
serrer les liens qui unissent leurs 
deux pays, et notamment de regier les 
rapports entre les deux pays dans le 
domaine de l'extradition et de l'en- 
traide judiciaire en matiere penale, 


SONT CONVENUS de conclure un 
Traite et ont designe ä cet effet 
comme leurs Plenipotentiaires: 

Le President 

de la Republique Föderale 
d'Allemagne 

Monsieur Gerhard Schröder, 
Ministre federal des Affaires 
etrangeres; 

Le President 

de la Republique Tunisienne 

Monsieur Habib Bourguiba junior, 
Secretaire d'Etat aux Affaires 
etrangeres. 

Les Plenipotentiaires, apres avoir 
echange leurs pleins pouvoirs, recon- 
nus en bonne et due forme, sont con- 
venus des dispositions qui suivent; 

TITRE I 

L'extradition 

A r t i c 1 e 1 

Obligation d'extrader 

Les Parties Contractantes s'engagent 
ä se livrer reciproquement, selon les 
regles et sous les conditions deter- 
minees par les articles suivants, les 
individus qui sont poursuivis pour 
une infraction ou recherches aux fins 
d'execution d'une peine ou d'une 
mesure de sürete par les autorites 
judiciaires de l'Etat requerant. 
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Artikel 2 

Auslieferungsfähige 
strafbare Handlungen 

(1) Ausgeiiefert wird wegen Hand- 
lungen, die sowohl nach dem Recht 
des ersuchenden als auch nach dem 
des ersuchten Staates mit einer Frei- 
heitsstrafe oder mit einer die Freiheit 
entziehenden Maßregel der Sicherung 
und Besserung im Höchstmaß von 
mindestens einem Jahr oder mit einer 
schwereren Strafe bedroht sind. Ist im 
Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates 
eine Verurteilung zu einer Strafe er- 
folgt oder eine Maßregel der Sicherung 
und Besserung angeordnet worden, so 
muß deren Maß mindestens vier Mo- 
nate betragen. 

(2) Betrifft das Auslieferungsersu- 
chen verschiedene Handlungen, von 
denen jede sowohl nach dem Recht 
des ersuchenden als auch nach dem 
des ersuchten Staates mit einer Frei- 
heitsstrafe oder mit einer die Freiheit 
entziehenden Maßregel der Sicherung 
und Besserung bedroht ist, einige aber 
die Bedingung hinsichtlich des Straf- 
maßes nicht erfüllen, so ist der er- 
suchte Staat berechtigt, die Ausliefe- 
rung auch wegen dieser Handlungen 
/u bewilligen. 

Artikel 3 

Politische strafbare Handlungen 

(1) Die Auslieferung wird nicht be- 
willigt, wenn der ersuchte Staat die 
strafbare Handlung, derentwegen um 
Auslieferung ersucht wird, als eine 
politische oder als eine mit einer 
solchen zusammenhängende strafbare 
Handlung ansieht. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der er- 
suchte Staat ernstliche Gründe hat 
anzunehmen, daß das Auslieferungs- 
ersuchen wegen einer nach gemeinem 
Recht strafbaren Handlung gestellt 
worden ist, um eine Person aus rassi- 
schen, religiösen, nationalen oder auf 
politischen Anschauungen beruhenden 
Erwägungen zu verfolgen oder zu be- 
strafen, oder daß diese der Gefahr 
einer Erschwerung ihrer Lage aus 
einem dieser Gründe ausgesetzt wäre. 

(3) Im Rahmen dieses Vertrags wird 
der Angriff auf das Leben eines Staats- 
oberhaupts, eines Mitglieds seiner 
Familie oder eines Mitglieds der Re- 
gierung eines der Vertragsstaaten nicht 
als politische strafbare Handlung an- 
gesehen. 

Artikel 4 

Militärische strafbare Handlungen 

Die Auslieferung wird nicht be- 
willigt, wenn die strafbare Handlung, 
derentwegen um Auslieferung ersucht 
wird, ausschließlich in der Verletzung 
militärischer Pflichten besteht. 


Article 2 

Faits donnant lieu ä extradition 

1. Donneront lieu ä extradition les 
faits punis par les lois de l'Etat re- 
ejuerant et de l'Etat requis d'une peine 
privative de liberte ou d'une mesure 
de sürete privative de liberte d'un 
maximum d'au moins un an ou d'une 
peine plus severe. Lorsqu'une condam- 
nation ä une peine est intervenue ou 
qu'une mesure de sürete a ete infligee 
sur le territoire de l'Etat requerant, 
la sanction prononcee devra etre 
d’une duree d'au moins quatre mois. 


2. Si la deraande d'extradition vise 
plusieurs faits distincts punis chacun 
par la loi de l'Etat requerant et de 
l'Etat requis d’une peine privative de 
liberte ou d’une mesure de sürete 
privative de liberte, mais dont cer- 
tains ne remplissent pas la condition 
relative au taux de la peine, l'Etat 
requis aura la faculte d'aecorder 
cgalement l'extradition pour res 
derniers. 


Article 3 

Infractions politiques 

1. L'extradition ne sera pas accor- 
dee si l’infraction pour laquelle eile 
est demandee est consideree par 
l'Etat requis comme une infraction 
politique ou comme une infraction 
connexe ä une teile infraction. 

2. La meme regle s'appliquera si 
l'Etat reejuis a des raisons serieuses 
de croire que la demande d'extradi- 
tion motivee par une infraction de 
droit commun a ete presentee aux 
fins de poursuivre ou de punir un 
individu pour des considerations de 
race, de religion, de nationalite ou 
d’opinions politiques ou que la Situa- 
tion de cet individu risque d'etre 
aggravee pour l'une ou l'autre de ces 
raisons. 

3. Pour l’application du present 
Traite, i'attentat a la vie d'un Chef 
d'Etat, d’un membre de sa famille ou 
d'un membre du Gouvernement de 
l'une des Parties Coiitractantes ne 
sera pas considere comme infraction 
politique, 

Article 4 

Infractions militaires 

L'extradition ne sera pas accordee 
si l'infraction pour laquelle eile est 
demandee consiste uniquement dans 
la Violation d'obligations militaires. 
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Artikel 5 

Fiskalische strafbare Handlungen 

In Abgaben-, Steuer-, Zoll- und De- 
visenstrafsachen wird die Auslieferung 
nach Maßgabe dieses Vertrags bewil- 
ligt, soweit dies durch einfachen Brief- 
wechsel für einzelne besonders be- 
zeichnete strafbare Handlungen oder 
Gruppen von soldien vereinbart wor- 
den ist. 

Artikel 6 

Nicht- Auslieferung 
eigener Staatsangehöriger 

(1) Die Vertragsparteien liefern die 
Personen nicht aus, deren Auslieferung 
auf Grund ihrer Verfassungen unter- 
sagt ist. 

(2) Liefert der ersuchte Staat eine 
in Absatz 1 bezeichnete Person nicht 
aus, so unterbreitet er auf Begehren 
des ersuchenden Staates die Angele- 
genheit den zuständigen Behörden, 
damit gegebenenfalls eine gerichtliche 
Verfolgung durchgeführt werden kann. 
Zu diesem Zweck werden die auf die 
strafbare Handlung bezüglichen Akten, 
Unterlagen und Gegenstände kosten- 
los auf dem in Artikel 11 Absatz 1 
vorgesehenen Wege übermittelt. Dem 
ersuchenden Staat wird mitgeteilt, was 
auf sein Begehren veranlaßt worden 
ist. 

Artikel 7 

Ne bis in idem; Verjährung; 

Amnestie 

Die Auslieferung wird nicht be- 
willigt, 

a) wenn der Verfolgte wegen der 
Handlungen, derentwegen um Aus- 
lieferung ersucht wird, von den 
zuständigen Behörden des ersuch- 
ten Staates rechtskräftig abgeurteilt 
worden ist; 

b) wenn nach den Rechtsvorschriften 
des ersuchenden oder des ersuchten 
Staates die Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung verjährt ist; 

c) wenn in dem ersuchenden oder dem 
ersuchten Staat eine Amnestie er- 
gangen ist, vorausgesetzt, daß in 
dem letzteren Fall die strafbare 
Handlung unter diejenigen fällt, die 
in diesem Staat verfolgt werden 
können, wenn sie außerhalb des 
Hoheitsgebietes dieses Staates von 
einem Nichtangehörigen dieses 
Staates begangen worden sind. 

Artikel 8 

Begehungsort; wegen derselben 
Handlungen anhängige Strafverfahren 

Die Auslieferung kann abgelehnt 
werden, 

a) wenn die strafbare Handlung im 
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates 
begangen worden ist; 


A r t i c 1 e 5 

Infractions fiscales 

En mattere de taxes et d’impöts, de 
douane, de change, l'extradition sera 
accordee dans les conditions prevues 
par le present Tratte dans la mesure 
oü il en aura ete ainsi decide par 
simple echange de lettres pour chaque 
infraction ou categorie d'infractions 
specialment designee. 

A r t i c 1 e 6 

Non-extradition des nationaux 

1. Les Parties Contractantes n extra- 
deront pas les personnes dont l’extra- 
dition est interdite par leurs Cons- 
titutions respectives. 

2. Si l'Etat requis n'extrade pas 
une des personnes visees au para- 
graphe 1 du present article, il devra, 
sur la demande de l'Etat requerant, 
soumettre l'affaire aux autorites com- 
petentes afin que des poursuites judi- 
ciaires puissent etre exercees s’il y 
a lieu. A cet effet, les dossiers, infor- 
mations et objets relatifs ä l'infrac- 
tion seront adresses gratuitement par 
la voie prevue au paragraphe 1 de 
Larticle 11. L'Etat requerant sera in- 
forme de la suite qui aura ete donnee 
ä sa demande. 

Article 7 

Non bis in idem, prescription 

et amnistie 

L'extradition ne sera pas accordee: 

a) si l'individu reclame a ete defini- 
tivement juge par les autorites 
competentes de l’Etat requis pour 
le ou les faits a raison desquels 
l'extradition est demandee; 

b) si la prescription de l'action ou de 
la peine est acquise d’apres la 
legislation de l’Etat requerant ou 
de l'Etat requis; 

c) si une amnistie est intervenue 
dans l'Etat requerant ou si une 
amnistie est intervenue dans l'Etat 
requis ä la condition que, dans ce 
dernier cas, l'infraction soit au 
nombre de celles qui peuvent etre 
poursuivies dans cet Etat, lorS' 
qu'elles ont ete commises hors du 
territoire de cet Etat par un etran- 
ger ä cet Etat. 

Article 8 

Lieu de perpetration et poursuites 
en cours pour les memes faits 

L'extradition pourra etre refusee: 

a) si l’infraction a ete commise sur le 
territoire de l’Etat requis; 
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b) wenn der Verfolgte von dem er- 
suchten Staat wegen der Handlun- 
gen verfolgt wird, derentwegen um 
Auslieferung ersucht wird. 

Ar tike 1 9 

Prüfung des Strafantrags 

Ob ein zur Einleitung eines Straf- 
verfahrens notwendiger Antrag des 
Verletzten oder eine sonstige Prozeß- 
voraussetzung vorliegt, wird vom er- 
suchten Staat nicht geprüft. 

Artikel 10 

Todesstrafe 

Ist die dem Auslieferungsersuchen 
zugrunde liegende Handlung, derent- 
wegen um Auslieferung ersucht wird, 
nadi dem Recht des ersuchenden Staa- 
tes mit der Todesstrafe bedroht und 
ist diese Strafe im Recht des ersuchten 
Staates nicht vorgesehen, so empfiehlt 
die Regierung des ersuchenden Staates 
ihrer zuständigen Behörde, die er- 
kannte Todesstrafe in eine Freiheits- 
strafe umzuwandeln. 

Artikel 11 

Ersudien und Unterlagen 

(1) Das Auslieferungsersuchen wird 
schriftlich abgefaßt und auf diploma- 
tischem Wege übermittelt. Der weitere 
Schriftwechsel zwischen den beiden 
Staaten erfolgt ebenfalls auf diesem 
Wege. 

(2) Dem Ersuchen sind beizufügen; 

a) die Urschrift oder eine beglaubigte 
Abschrift eines vollstreckbaren ver- 
urteilenden Erkenntnisses, eines 
Haftbefehls oder einer anderen, 
nach den gesetzlichen Formvor- 
schriften des ersuchenden Staates 
ausgestellten Urkunde mit gleicher 
Rechtswirkung? 

b) eine Darstellung der Handlungen, 
derentwegen um Auslieferung er- 
sucht wird. Zeit und Ort ihrer Be- 
gehung sowie ihre rechtliche Wür- 
digung unter Bezugnahme auf die 
anwendbaren Gesetzesbestimmun- 
gen sind so genau wie möglich 
anzugeben; 

c) eine Abschrift der anwendbaren 
Gesetzesbestimmungen sowie eine 
möglichst genaue Beschreibung des 
Verfolgten und alle anderen zur 
Feststellung seiner Identität und 
Staatsangehörigkeit geeigneten An- 
gaben, 

Artikel 12 

Ergänzung der Unterlagen 

Erweisen sich die vom ersuchenden 
Staat übermittelten Unterlagen für eine 
Entscheidung des ersuchten Staates auf 
Grund dieses Vertrags als unzurei- 
chend, so ersucht dieser Staat um die 
notwendige Ergänzung der Unterlagen; 
er kann für deren Beibringung eine 
Frist setzen. 


b) si l'individu reclame fait l’objet de 
poursuites de la part de l'Etat 
requis pour le ou les faits ä 
raison desquels l’extradition est 
demandee. 

A r t i c 1 e 9 
Examen de la plainte 
L'Etat requis n'examinera pas si 
une plainte de la partie lesee ou une 
autre condition de procedure, neces- 
saire pour la poursuite penale, a ete 
faite ou non. 

Article 10 

Peine capitale 

Si l'infraction motivant l'extradi- 
tion est punie de la peine capitale 
d'apres la loi de l'Etat requerant, et 
si cette peine n'est pas prevue par la 
loi de l'Etat requis, le Gouvernement 
de l'Etat requerant recommandera ä 
son autorite competente de substituer 
une peine privative de liberte ä la 
peine capitale prononcee. 


Article 11 

Requete et pieces ä l'appui 

1. La demande d'extradition sera 
formulee par ecrit et presentee par 
la voie diplomatique. La correspon- 
dance ulterieure entre les deux Etats 
se fera egalement par cette voie. 

2. II sera produit ä l'appui de la 
requete: 

a) l’original ou l'expedition authen- 
tique soit d'une decision de con- 
damnation executoire, soit d'un 
mandat d'arret ou de tout autre 
acte ayant la meme force, delivre 
dans les formes prescrites par la 
loi de l’Etat requerant; 

b) un expose des faits pour lesquels 
l’extradition est demandee. Le 
temps et le lieu de leur perpetra- 
tion, leur qualification legale et 
les references aux dispositions 
legales qui leur sont applicables 
seront indiques le plus exacte- 
ment possible; 

r) une copie des dispositions legales 
applicables ainsi que le Signale- 
ment aussi precis que possible de 
l’individu reclame et tous autres 
renseignements de nature ä deter- 
miner son identite et sa nationalite. 

Article 12 

Complement d'informations 

Si les informations communiquees 
par l’Etat requerant se revelent in- 
suffisantes pour permettre ä l'Etat 
requis de prendre une decision en 
application du present Traite, ce der- 
nier Etat demandera le complement 
d’informations necessaire et pourra 
fixer un delai pour l’obtention de ces 
informations. 
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Artikel 13 

Grundsatz der Spezialität 

(1) Der Ausgelieferte darf wegen 
einer anderen, vor der Übergabe be- 
gangenen Handlung als derjenigen, die 
der Auslieferung zugrunde liegt, nur 
in den folgenden Fällen verfolgt, ab- 
geurteilt, zur Vollstreckung einer Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und 
Besserung in Haft behalten oder einer 
sonstigen Beschränkung seiner persön- 
lichen Freiheit unterworfen werden: 

a) wenn der Staat, der ihn ausgeliefert 
hat, zustimmt. Zu diesem Zweck ist 
ein Ersuchen unter Beifügung der 
in Artikel 11 erwähnten Unterlagen 
und eines gerichtlichen Protokolls 
über die Erklärungen des Ausgelie- 
ferten zu stellen. Die Zustimmung 
wird erteilt, wenn die strafbare 
Handlung, derentwegen um Zu- 
stimmung ersucht wird, an sich nach 
diesem Vertrag der Verpflichtung 
zur Auslieferung unterliegt; 

b) wenn der Ausgelieferte, obwohl er 
dazu die Möglichkeit hatte, das 
Hoheitsgebiet des Staates, an den 
er ausgeliefert worden ist, inner- 
halb von fünfundvierzig Tagen nach 
seiner endgültigen Freilassung nicht 
verlassen hat oder wenn er nach 
Verlassen dieses Hoheitsgebiets 
dorthin zurückgekehrt ist. 

(2) Der ersuchende Staat kann jedoch 
die Maßnahmen treffen, die im Hin- 
blick auf eine Ausweisung oder zur 
Unterbrechung der Verjährung ein- 
schließlich der Durchführung eines 
Abwesenheitsverfahrens nach seinen 
Rechtsvorschriften notwendig sind. 

(3) Wird die dem Ausgelieferten zur 
Last gelegte Handlung während des 
Verfahrens rechtlich anders gewürdigt, 
so darf er nur insoweit verfolgt oder 
abgeurteilt werden, als die Tatbestands- 
merkmale der rechtlich neu gewürdig- 
ten strafbaren Handlung die Auslie- 
ferung gestatten würden. 

Artikel 14 

Weiterlieferung an einen dritten Staat 

Außer im Falle des Artikels 13 
Absatz 1 Buchstabe b darf der er- 
suchende Staat den ihm Ausgelieferten, 
der von einem dritten Staat wegen 
vor der Übergabe begangener straf- 
barer Handlungen gesucht wird, nur 
mit Zustimmung des ersuchten Staates 
dem dritten Staat ausliefern. Der er- 
suchte Staat kann die Vorlage der in 
Artikel 11 Absatz 2 erwähnten Unter- 
lagen verlangen. 

Artikel 15 

Vorläufige Auslieferungshaft 

(1) In dringenden Fällen können die 
zuständigen Behörden des ersuchenden 
Staates um die vorläufige Inhaftnahme 
des Verfolgten ersuchen; über dieses 


Article 13 

Regle de la specialite 

1. L'individu qui aura ete livre ne 
sera ni poursuivi, ni juge, ni detenu 
en vue de l'execution d'une peine ou 
d'une mesure de sürete, ni soumis ä 
toute autre restriction de sa liberte 
individuelle pour un fait quelconque 
anterieur ä la remise, autre que celui 
ayant motive l’extradition, sauf dans 
Ics cas suivants: 

a) lorsque l'Etat qui l’a livre y con- 
sent. Une demande sera presentee 
ä cet effet, accompagnee des 
pieces prevues ä l'article 11 et 
d'un proces-verbal judiciaire con- 
signant les declarations de l'ex- 
trade. Ce consentement sera donne 
lorsque l'infraction pour laquelle 
il est demande entraine elle-meme 
l'obligation d’extrader aux termes 
du present Tratte; 

b) lorsqu'ayant eu la possibilite de 
le faire, l'individu extrade n'a pas 
quitte dans les quarante cinq jours 
qui suivent son elargissement de- 
finitif, le territoire de l'Etat auquel 
il a ete livre ou s’il y est retourne 
apres l'avoir quitte. 


2. Toutefois, l Etat requerant pourra 
prendre les mesures necessaires en 
vue d’une part d’une expulsion even- 
tuelle du territoire, d'autre part d’une 
Interruption de la prescription confor- 
mement ä sa legislation, y compris le 
recours ä une procedure par defaut. 

3. Lorsque la qualification donnee 
au fait incrimine sera modifiee au 
cours de la procedure, l'individu 
extrade ne sera poursuivi ou juge 
que dans la mesure oü les elements 
constitutifs de l’infraction nouvelle- 
ment qualifiee permettraient l'extra- 
dition. 

Article 14 

Reexlradition ä un Etat tiers 

Sauf dans le cas prevu au para- 
graphe 1, alinea b) de l'article 13, le 
consentement de l’Etat requis sera 
necessaire pour permettie ä l'Etat 
requerant de livrer ä un Etat tiers 
l'individu qui lui aura ete remis et qui 
serait recherche par l'Etat tiers pour 
des infractions anterieures ä la re- 
mise. L'Etat requis pourra exiger la 
production des pieces prevues au 
paragraphe 2 de l'article 11. 

Article 15 

Arreslation provisoire 

1. En cas d'urgence, les autorites 
competentes de l'Etat requerant pour- 
ront demander l'arrestation provisoire 
de l'individu recherche; les autorites 
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Ersuchen entscheiden die zuständigen 
Behörden des ersuchten Staates nach 
dessen Recht. 

(2) In dem Ersuchen um vorläufige 
Inhaftnahme ist anzuführen, daß eine 
der in Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a 
erwähnten Urkunden vorhanden ist 
und die Absicht besteht, ein Ausliefe- 
rungsersuchen zu stellen; ferner sind 
darin die strafbare Handlung, derent- 
wegen um Auslieferung ersucht wer- 
den wird, Zeit und Ort ihrer Begehung 
und, soweit möglich, die Beschreibung 
der gesuchten Person anzugeben. 

(3) Das Ersuchen um vorläufige In- 
haftnahme wird den zuständigen Be- 
hörden des ersuchten Staates auf 
diplomatischem oder unmittelbar auf 
postalischem oder telegrafischem 
Wege oder über die Internationale 
Kriminalpolizeiliche Organisation (In- 
terpol) oder durch jedes andere Nach- 
richtenmittel übersandt, das Schrift- 
spuren hinterläßt oder vom ersuchten 
Staat zugelassen ist. Der ersuchenden 
Behörde wird unverzüglich mitgeteilt, 
was auf ihr Ersuchen veranlaßt worden 
ist. 

(4) Die vorläufige Haft kann auf- 
gehoben werden, wenn das Ausliefe- 
rungsersuchen und die in Artikel 1 1 
erwähnten Unterlagen dem ersuchten 
Staat nicht innerhalb von zwanzig Ta- 
gen nach der Inhaftnahme vorliegen; 
sie darf in keinem Falle vierzig Tage 
vom Zeitpunkt der Inhaftnahme an 
überschreiten. Die vorläufige Freilas- 
sung ist jedoch jederzeit möglich, so- 
fern der ersuchte Staat alle Maßnah- 
men trifft, die er zur Verhinderung 
einer Flucht des Verfolgten für not- 
wendig hält. 

(5) Die Freilassung steht einer er- 
neuten Inhaftnahme und der Ausliefe- 
rung nicht entgegen, wenn das Aus- 
lieferungsersuchen später eingeht. 

Artikel 16 

Auslieferungsersuchen 
mehrerer Staaten 

Ersuchen wegen derselben oder 
wegen verschiedener Handlungen 
mehrere Staaten zugleich um Aus- 
lieferung, so entscheidet der ersuchte 
Staat frei unter Berücksichtigung aller 
Umstände, insbesondere der Möglich- 
keit einer späteren Auslieferung 
zwischen den ersuchenden Staaten, des 
Zeitpunktes der Auslieferungsersu- 
chen, der verhältnismäßigen Schwere 
der strafbaren Handlungen und des 
Ortes ihrer Begehung. 

Artikel 17 

Übergabe des Verfolgten 

(1) Der ersuchte Staat setzt den er- 
suchenden Staat von seiner Entschei- 
dung über die Auslieferung auf diplo- 
matischem Wege in Kenntnis. 


competentes de l'Etat requis statue- 
ront sur cette demande conformement 
ä la loi de cet Etat. 

2. La demande d’arrestation provi- 
soire indiquera l'existence d’une des 
pieces prevues au paragraphe 2, ali- 
nea a) de l'article 11 et fera part de 
l’intention d'envoyer une demande 
d'extradition; eile mentionnera l'in- 
fraction pour laquelle l'extradition 
sera demandee, le temps et le lieu oü 
eile a ete commise ainsi que, dans la 
mesure du possible, le Signalement de 
l'individu recherche. 

3. La demande d'arrestation provi- 
soire sera transmise aux autorites 
competentes de l’Etat requis soit par 
la voie diplomatique, soit directement 
par la voie postale ou telegraphique, 
soit par l'Organisation Internationale 
de Police Criminelle (Interpol), soit 
par tout autre moyen laissant une 
trace ecrite ou admis par l'Etat requis. 
L’autorite requerante sera informee 
Sans delai de la suite donnee ä sa 
demande. 


4. L’arrestation provisoire pourra 
prendre fin si, dans le delai de vingt 
jours apres l'arrestation, l'Etat requis 
n'a pas ete saisi de la demande d'ex- 
tradition et des pieces mentionnees ä 
l'article 11; eile ne devra, en aucun 
cas, exceder quarante jours apres l'ar- 
restation. Toutefois, la mise en liberte 
provisoire est possible ä tout moment, 
sauf pour l'Etat requis ä prendre toute 
mesure qu'il estimera necessaire en 
vue d’eviter la fuite de l'individu re- 
clame. 

5. La mise en liberte ne s'opposera 
pas ä une nouvelle arrestation et ä 
l'extradition si la demande d'extradi- 
tion parvient ulterieurement. 

Article 16 

Concours de requetes 

Si l'extradition est demandee con- 
curremment par plusieurs Etats, soit 
pour les memes faits, soit pour des faits 
differents, l'Etat requis statuera libre- 
ment, compte tenu de toutes circons- 
tances et notamment de la possibilite 
d'une extradition ulterieure entre les 
Etats requerants, des dates respectives 
des demandes, de la gravite relative 
et du lieu des infractions. 


Article 17 

Remise de l'extrade 

1. L'Etat requis fera connaitre ä 
l'Etat requerant par la voie diplomati- 
que sa decision sur l'extradition. 
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(2) Jede vollständige oder teilweise 
Ablehnung ist zu begründen. 

(3) Im Falle der Bewilligung werden 
dom ersuchenden Staat Ort und Zeit 
der Übergabe sowie die Dauer der von 
dem Verfolgten erlittenen Ausliefe- 
rungshaft mitgeteilt. 

(4) Vorbehaltlich des in Absatz 5 
vorgesehenen Falles kann der Ver- 
folgte mit Ablauf von fünfzehn Tagen 
nach dem für die Übergabe festgesetz- 
ten Zeitpunkt freigelassen werden, 
wenn er bis dahin nicht übernommen 
worden ist; in jedem Fall ist er nach 
Ablauf von dreißig Tagen freizulassen; 
der ersuchte Staat kann dann die 
Auslieferung wegen derselben Hand- 
lung ablehnen. 

(5) Ist die Übergabe oder die Über- 
nahme des Verfolgten wegen außer- 
gewöhnlicher Umstände nicht möglich, 
so setzt der betreffende Staat den 
anderen Staat vor Fristablauf davon 
in Kenntnis. Beide Staaten vereinba- 
ren einen neuen Zeitpunkt für die 
Übergabe; Absatz 4 findet Anwen- 
dung. 

Artikel 18 

Aiifgeschobene oder bedingte 
Übergabe 

(1) Der ersuchte Staat kann die 
Übergabe eines Verfolgten, der wegen 
einer anderen als der dem Ausliefe- 
rungsersuchen zugrunde liegenden 
strafbaren Handlung verfolgt wird 
oder verurteilt worden ist, aufschieben, 
bis die Strafverfolgung beendet ist 
oder er seine Strafe verbüßt hat. 

(2) Wird die Übergabe aufgescho- 
ben, so kann der ersuchte Staat den 
Verfolgten vorübergehend dem ersu- 
chenden Staat zur Durchführung be- 
stimmter Prozeßhandlungen übergeben, 
Nach Beendigung der Strafverfolgung 
übergibt der ersuchende Staat den 
Verfolgten wieder dem ersuchten Staat. 

Artikel 19 

Herausgabe von Beweisstücken 

(1) Auf Verlangen des ersuchenden 
Staates werden alle Gegenstände, die 
aus einer strafbaren Handlung her- 
rühren oder als Beweisstücke dienen 
können und im Zeitpunkt der Fest- 
nahme im Besitz des Verfolgten ge- 
funden worden sind oder später ent- 
deckt werden, beschlagnahmt und 
diesem Staat übergeben. 

(2) Die Herausgabe kann auch dann 
erfolgen, wenn die Auslieferung in- 
folge der Flucht oder des Todes des 
Verfolgten nicht möglich ist. 

(3) Rechte des ersuchten Staates 
oder Dritter an diesen Gegenständen 
bleiben Vorbehalten. Bestehen solche 
Rechte, so werden die Gegenstände 
nach Abschluß des Verfahrens so bald 
wie möglich und kostenlos dem er- 
suchten Staat zurückgegeben. 


2. Tout rejet complet ou partiel 
sera motive. 

3. En cas d’acceptation, l’Etat re- 
querant sera informe du lieu et de la 
date de la remise, ainsi que de la du- 
ree de la detention subie en vue de 
l'extradition par l'individu reclame. 

4. Sous reserve du cas prevu au 
dernier paragraphe du present article, 
si l'individu reclame n'as pas ete re(;u 
ä la date fixee, il pourra etre mis en 
liberte ä l'expiration d'un delai de 
quinze Jours ä compter de cette date 
et il sera en tout cas mis en liberte ä 
l’expiration d'un delai de trente jours; 
l'Etat requis pourra refuser de l'extra- 
der pour ie meme fait. 

5. Dans le cas de circonstances ex- 
ceptionnelles empechant la remise ou 
la reception de l'individu ä extrader, 
l'Etat Interesse en informera l'autre 
Etat avant l’expiration du delai. Les 
deux Etats se mettront d'accord sur 
une autre date de remise et les dis- 
positions de l'alinea precedent seront 
applicables. 

Article 18 

Remise ajournee ou conditionnelle 

1. L'Etat requis pourra ajourner la 
remise de l'individu poursuivi ou con- 
damne pour une autre infraction que 
celle motivant la demande d'extradi- 
tion jusqu'ä ce que la poursuite soit 
terminee ou qu'il ait purge sa peine. 


2. Si la remise est ajournee, l'Etat 
requis pourra remettre temporaire- 
ment l'individu ä extrader ä l’Etat re- 
querant en vue de certains actes de 
procedure. Apres l'accomplissement 
de la poursuite penale, l'Etat reque- 
rant rendra l'individu ä l'Etat requis. 


Article 19 

Remise des pieces h conviction 

1. A la demande de l'Etat requerant, 
tous les objets provenant de l'infrac- 
tion ou pouvant servir de pieces ä 
conviction qui seront trouves en la 
possession de l'individu reclame au 
moment de son arrestation ou qui 
seront decouverts ulterieurement, se- 
ront saisis et remis ä cet Etat. 

2. Cette remise pourra etre effec- 
tuee meme si l'extradition ne peut 
s'accomplir par suite de l’evasion ou 
de la mort de l'individu reclame. 

3. Sont toutefois reserves les droits 
que l'Etat requis ou des tiers auraient 
acquis sur ces objets. Si de tels droits 
existent, les objets seront, le proces 
termine, restitues le plus tot possible 
et Sans frais ä l'Etat requis. 
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(4) Der ersuchte Staat kann die be- 
schlagnahmten Gegenstände vorüber- 
gehend zurückbehalten, wenn sie nach 
seiner Auffassung für ein Strafverfah- 
ren benötigt werden. Er kann sich aus 
dem gleichen Grunde bei der Heraus- 
gabe der beschlagnahmten Gegen- 
stände Vorbehalten, diese zurückzuver- 
langen, vorausgesetzt, daß er sich 
verpflichtet, sie seinerseits so bald wie 
möglich zurückzugeben. 


Artikel 20 

Durchlieferung 

Die Durchlieferung durch das Ho- 
heitsgebiet eines der Vertragsstaaten 
wird auf Grund eines auf diploma- 
tischem Wege übermittelten Ersuchens 
unter Berücksichtigung der für die 
Auslieferung erforderlichen Voraus- 
setzungen bewilligt. 

Artikel 21 

Beförderung auf dem Luftwege 

Wird der Luftweg benutzt, so finden 
folgende Bestimmungen Anwendung: 

a) Ist keine Zwischenlandung vor- 
gesehen, so unterrichtet der ersu- 
chende Staat den Vertragsstaat, 
dessen Hoheitsgebiet überflogen 
werden soll, und bestätigt das Vor- 
liegen einer der in Artikel 11 
Absatz 2 Buchstabe a erwähnten 
Unterlagen. Im Falle einer unvor- 
hergesehenen Zwischenlandung hat 
diese Mitteilung die Wirkung eines 
Ersuchens um vorläufige Inhaft- 
nahme im Sinne des Artikels 15; 
der ersuchende Staat stellt in diesem 
Fall ein formgerechtes Ausliefe- 
rungsersuchen; 

b) ist eine Zwischenlandung vorge- 
sehen, so stellt der ersuchende 
Staat ein Ersuchen entsprechend 
Artikel 20. 


TEIL II 

Rechtshilfe in Strafsachen 

Artikel 22 

Verpflichtung zur Rechtshilfe 

(1) Die Vertragsparteien verpflich- 
ten sich, gemäß den nachstehenden 
Vorsdrriften und Bedingungen einan- 
der Rechtshilfe in Strafsachen zu lei- 
sten. 

(2) Rechtshilfe durch Vollstreckung 
von Straferkenntnissen wird nicht ge- 
leistet. 


4. L'Etat requis pourra retenir tem- 
porairement les objets saisis s'il les 
juge necessaires pour une procedure 
penale. II pourra de meme, en les 
transmettant, se reserver leur restitu- 
tion pour le meme motif en s'obligeant 
ä les renvoyer ä son tour des que 
faire se pourra. 


Article 20 

Transit 

Le transit ä travers le territoire de 
l'une des Parties Contractantes sera 
accorde sur demande adressee par la 
voie diplomatique compte tenu des 
conditions requises pour I'extradition. 


Article 21 

Transport par la voie aerienne 

Dans le cas oü la voie aerienne sera 
utilisee, il sera fait application des 
dispositions suivantes: 

a) lorsqu'un atterrissage ne sera pas 
prevu, l'Etat requerant avertira 
l’Etat dont le territoire sera sur- 
vole, et attestera l'existence d'une 
des pieces prevues au paragraphe 
2 alinea a) de l'article 11. Dans 
le cas d'atterrissage fortuit, cette 
declaration produira les effets de 
la demande d'arrestation provi- 
soire visee ä l'article 15 et l'Etat 
requerant adressera une demande 
reguliere d’extradition; 


b} lorsqu'un atterrissage sera prevu 
l'Etat requerant adressera une de- 
mande conformement aux disposi- 
tions de l'article 20. 


TITRE II 

L'entraide judiciaire 
en mattere penale 

Article 22 

Obligation d'entraide 

1. Les Parties Contractantes s'enga- 
gent ä s'accorder, selon les regles et 
SOUS les conditions determinees par 
les articles suivants, l'entraide judi- 
ciaire dans toute affaire penale. 

2. Cette entraide ne s'applique pas 
ä l'execution des condamnations en 
matiere penale. 
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Artikel 23 

Ausnahmen 

Rechtshilfe wird nicht geleistet, 

a) wenn sich das Ersuchen auf Hand- 
lungen bezieht, die der ersuchte 
Staat als politische, als mit solchen 
zusammenhängende oder als straf- 
bare Handlungen ansieht, die aus- 
schließlich in der Verletzung mili- 
tärischer Pflichten bestehen; 

b) wenn nach Ansicht des ersuchten 
Staates die Erledigung des Ersu- 
chens geeignet ist, die Souveräni- 
tät, die Sicherheit, die öffentliche 
Ordnung oder andere wesentliche 
Interessen dieses Staates zu beein- 
trächtigen. 

Artikel 24 

Begründung der Verweigerung 

Jede Verweigerung der Rechtshilfe 
ist zu begründen. 


Artikel 25 

Erledigung der Ersuchen 

(1) Der ersuchte Staat läßt Rechts- 
hilfeersuchen in einer Strafsache, die 
ihm von den zuständigen Behörden 
des ersuchenden Staates zugehen und 
die Vornahme von Untersuchungs- 
handlungen oder die Übermittlung von 
Gegenständen, Akten oder Schrift- 
stücken zum Gegenstand haben, in der 
in seinen Rechtsvorschriften vorgese- 
henen Form ausführen. 

(2) Wünscht der ersuchende Staat, 
daß die Zeugen unter Eid aussagen, so 
hat er ausdrücklich darum zu ersuchen; 
der ersuchte Staat gibt diesem Ersu- 
chen statt, sofern sein Recht dem nicht 
entgegensteht. 

(3) Der ersuchte Staat braucht nur 
beglaubigte Abschriften oder beglau- 
bigte Fotokopien der erbetenen Akten 
oder Schriftstücke zu übermitteln. Ver- 
langt der ersuchende Staat jedoch aus- 
drücklich die Übermittlung von Ur- 
schriften, so wird diesem Ersuchen 
so weit wie möglich stattgegeben. 


Artikel 26 

Durchsuchung und Beschlagnahme 

Ein Rechtshilfeersuchen, das eine 
Durchsuchung oder eine Beschlag- 
nahme zum Gegenstand hat, wird nur 
wegen einer strafbaren Handlung er- 
ledigt, die auch nach dem Recht des 
ersuchten Staates strafbar ist; Arti- 
kel 23 bleibt unberührt. 


Article 23 

Exceptions 

L'entraide judiciaire ne sera pas ac- 
cordee; 

a) si la demande vise des infractions 
considerees par l'Etat requis soit 
comme des infractions politiques, 
soit comme des infractions con- 
nexes ä des infractions politiques, 
soit comme des infractions qui con- 
sistent uniquement dans la Viola- 
tion d'obligations militaires; 

b) si l'Etat requis estime que l'execu- 
tion de la demande est de nature ä 
porter atteinte ä la souverainete, 
ä la securite, ä l'ordre public ou ä 
d'autres interets essentiels de son 
pavs. 


Article 24 
Motivation du refus 

Tout refus d'entraide sera motive. 


Article 25 

Exöcution des demandes 

1. L'Etat requis fera executer dans 
la forme prevue par sa legislation les 
demandes d'entraide relatives ä une 
affaire penale qui lui seront adressees 
par les autorites competentes de l’Etat 
requerant et qui ont pour objet d'ac- 
complir des actes d’instructions, de 
communiquer des objets, des dossiers 
ou des documents. 

2. Si l’Etat requerant desire que les 
temoins deposent sous sernient, il en 
fera expressement la demande et l'Etat 
requis y donnera suite si la loi de son 
pays ne s'y oppose pas. 

3. L'Etat requis pourra transmettre 
seulement des copies ou photocopies 
certifiees conformes des dossiers ou 
documents demandes. Toutefois, si 
l'Etat requerant demande expresse- 
ment la communication des originaux, 
il sera donne suite ä cette demande 
dans toute la mesure du possible. 


Article 26 

Perquisition et saisie 

La demande d'entraide tendant ä 
faire operer une perquisition ou une 
saisie ne sera executee que pour une 
infraction punissable aussi selon la 
loi de l'Etat requis sous reserve des 
dispositions de l'article 23. 
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Artikel 27 

Herausgabe von Gegenständen 

(1) Der ersuchte Staat kann die Her- 
ausgabe von Gegenständen, Akten 
oder Schriftstücken, um deren Über- 
mittlung ersucht worden ist, aufschie- 
ben, wenn er sie für ein anhängiges 
Strafverfahren benötigt. 

(2) Die Gegenstände sowie die Ur- 
schriften von Akten oder Schriftstük- 
ken, die in Erledigung eines Rechts- 
hilfeersuchens übermittelt worden 
sind, werden vom ersuchenden Staat 
so bald wie möglich dem ersuchten 
Staat zurückgegeben, sofern dieser 
nicht darauf verzichtet. 


Artikel 2S 

Zustellung von Verfahrensurkunden 
und Strafentsdieidungen 

(1) Der ersuchte Staat bewirkt die 
Zustellung von Verfahrensurkunden 
und Strafentscheidungen, die ihm zu 
diesem Zweck vom ersuchenden Staat 
übermittelt werden; die Zustellung 
kann durch einfache Übergabe der Ur- 
kunde oder der Entscheidung an den 
Empfänger erfolgen. Auf ausdrück- 
liches Verlangen des ersuchenden 
Staates bewirkt der ersuchte Staat die 
Zustellung in einer in seinen Rechts- 
vorschriften für die Zustellung gleich- 
artiger Schriftstücke vorgesehenen 
Form oder in einer besonderen Form, 
die mit diesen Rechtsvorschriften ver- 
einbar ist. 

(2) Die Zustellung wird durch eine 
datierte und vom Empfänger unter- 
schriebene Empfangsbestätigung oder 
durch eine Erklärung der zuständigen 
Behörde des ersuchten Staates nachge- 
wiesen, welche die Tatsache, die Form 
und das Datum der Zustellung beur- 
kundet. Die eine oder die andere 
dieser Urkunden wird dem ersuchen- 
den Staat unverzüglich übermittelt. 

(3) Konnte die Zustellung nicht be- 
wirkt werden, so teilt der ersuchte 
Staat dies dem ersuchenden Staat un- 
ter Angabe des Grundes unverzüglich 
mit. 


Artikel 29 

Ladung von Zeugen 
und Sachverständigen 

Leistet ein Zeuge oder Sachverstän- 
diger einer Ladung, um deren Zustel- 
lung ersucht worden ist, nicht Folge, 
so darf er selbst dann, wenn die La- 
dung Zwangsandrohungen enthält, 
nicht bestraft oder einer Zwangsmaß- 
nahme unterworfen werden, sofern 
er sich nidit später freiwillig in das 
Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates 
begibt und dort erneut ordnungsgemäß 
geladen wird. 


Article 27 

Remise des obJets 

1. L'Etat requis pourra surseoir ä 
la remise des objets, dossiers ou do- 
cuments dont la communication est 
demandee, s'ils lui sont necessaires 
pour une procedure penale en cours. 

2. Les objets ainsi que les originaux 
des dossiers et documents qui auront 
ete communiques en execution d'une 
demande d'entraide judiciaire seront 
renvoyes aussitöt que possible par 
l’Etat requerant ä l'Etat requis, ä 
moins que celui-ci n’y renonce. 


Article 28 

Remise d'actes de procedure 
et signification de decisions en mattere 
penale 

1. L'Etat requis procedera ä la re- 
mise des actes de procedures et ä la 
signification des decisions en matiere 
penale qui lui seront envoyes ä cette 
fin par l'Etat requerant; cette remise 
pourra etre effectuee par simple trans- 
mission de l’acte ou de la decision au 
destinataire. Si l'Etat requerant le de- 
mande expressement, l’Etat requis ef- 
fectuera la remise dans une des formes 
prevues par sa legislation pour les 
significations analogues ou dans une 
forme speciale compatible avec; cette 
legislation. 


2. La preuve de la remise ou de la 
signification se fera au moyen d'un 
recepisse date et signe par le desti- 
nataire ou d'une declaration de l’au- 
torite competente de l'Etat requis cons- 
tatant le fait, la forme et la date de la 
remise ou de la signification. L’un ou 
l’autre de ces documents sera imme- 
diatement transmis ä l'Etat requerant. 

3. Si la remise ou la signification 
n'a pu se faire, l'Etat requis en fera 
connaitre immediatement le motif a 
l’Etat requerant. 


Article 29 

Citation des temoins et experts 

Le temoin ou l’expert qui n'aura 
pas defere ä une citation ä compa- 
raitre dont la remise a ete demandee 
ne pourra etre soumis, alors meme 
que cette citation contiendrait des in- 
jonctions, ä aucune sanction ou me- 
sure de contrainte, ä moins qu’il ne 
se rende par la suite de son plein gre 
sur le territoire de l'Etat requerant et 
qu'il n'y soit regulierement eite ä 
nouveau. 
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Artikel 30 

Reise- und Aufenthaltskosten 

(1) Reise- und Aufenthaltskosten 
werden dem Zeugen oder Sachverstän- 
digen nach den Sätzen und Vorschrif- 
ten des Staates bewilligt, in dem die 
Vernehmung stattfinden soll. 

(2) In dem Ersuchen um Zustellung 
der Ladung oder in der Ladung selbst 
ist zu erwähnen, in welcher Höhe un- 
gefähr die zuständige Behörde des er- 
suchenden Staates dem Zeugen oder 
Sachverständigen die Reise- und 
Aufenthaltskosten erstattet sowie ge- 
gebenenfalls die Entschädigung zahlt. 

Die Konsularbehörden des ersuchen- 
den Staates bevorschussen dem Zeu- 
gen oder Sachverständigen auf seinen 
Wunsch ganz oder teilweise die Reise- 
und Aufenthaltskosten. 

Artikel 31 

Uberstellung von Häftlingen 
als Zeugen 

(1) Verlangt der ersuchende Staat 
das persönliche Erscheinen eines Häft- 
lings als Zeuge oder zur Gegenüber- 
stellung, so wird dieser — vorbehalt- 
lich des Artikels 32, soweit anwendbar 
— unter der Bedingung seiner Zurück- 
stellung innerhalb der vom ersuchten 
Staat bestimmten Frist zeitweilig in 
das Hoheitsgebiet überstellt, in dem 
die Vernehmung stattfinden soll. 

Die Überstellung kann abgelehnt 
werden, 

a) wenn der Häftling ihr nicht zu- 
stimmt: 

b) wenn seine Anwesenheit wegen 
eines im Hoheitsgebiet des ersuch- 
ten Staates anhängigen Strafver- 
fahrens notwendig ist; 

c) wenn die Überstellung geeignet ist, 
seine Haft zu verlängern, oder 

d) wenn andere zwingende Gründe 
seiner Überstellung in das Hoheits- 
gebiet des ersuchenden Staates ent- 
gegenstehen. 

(2) Die überstellte Person muß im 
Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates 
in Haft gehalten werden, sofern nicht 
der um Uberstellung ersuchte Staat 
ihre Freilassung verlangt. 

Artikel 32 

Freies Geleit 

(1) Ein Zeuge oder Sachverständiger, 
gleich welcher Staatsangehörigkeit, der 
auf Ladung vor den Justizbehörden 
des ersuchenden Staates erscheint, 
darf in dessen Hoheitsgebiet wegen 
Handlungen oder Verurteilungen aus 
der Zeit vor seiner Abreise aus dem 
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates 
weder verfolgt noch in Haft gehalten 
noch einer sonstigen Beschränkung 
seiner persönlichen Freiheit unterwor- 
fen werden. 


Article 30 

Frais de voyage et de sejour 

1. Les frais de voyage et de sejour 
seront accordes au temoin ou ä l’ex- 
pert, d’apres les tarifs et reglements 
en vigueur dans le pays oü l'audition 
doit avoir lieu. 

2. La deniande de remise de la cita- 
tion ou la citation elle-meme devra 
mentionner dans quelle mesure l'auto- 
rite competente de l’Etat requerant 
remboursera approximativement au 
temoin ou ä l’expert les frais de 
voyage et de sejour et versera le cas 
echeant les indemnites. 

Les autorites consulaires de l’Etat 
requerant doivent avancer au temoin 
ou ä l'expert, sur sa demande, tout ou 
Partie des frais de voyage et de se- 
jour. 

Article 31 

Comparution de tömoins detenus 

1. Toute personne detenue dont la 
comparution personnelle en qualite de 
temoin ou aux fins de confrontation 
est demandee per l'Etat requerant 
sera transferee temporairement sur le 
territoire oü l'audition doit avoir lieu, 
SOUS condition de son renvoi dans le 
delai indique par l’Etat requis et sous 
reserve des dispositions de l'article 32 
dans la mesure oü celles-ci peuvent 
s'appliquer. 

Le transferement pourra etre refuse: 

a — si la personne detenue n'y con- 
sent pas; 

b — si sa presence est necessaire 
dans une procedure penale en 
cours sur le territoire de l'Etat 
requis ; 

c — ^ si son transferement est suscep- 
tible de prolonger sa detention 
ou 

d “ si d’autres considerations impe- 
rieuses s’opposent ä son transfe- 
rement sur le territoire de l'Etat 
requerant. 

2. La personne transferee devra 
rester en detention sur le territoire de 
l'Etat requerant a moins que l'Etat 
requis du transferement ne demande 
sa inise en liberte. 

Article 32 

Immunite 

1. Aucun temoin ni expert, de quel- 
que nationalite qu'il soit, qui, ä la 
suite d’une citation, comparait devant 
les autorites judiciaires de l'Etat re- 
querant, ne pourra etre ni poursuivi, 
ni detenu, ni soumis ä aucune restric- 
tion de sa liberte individuelle sur le 
territoire de cet Etat pour des faits 
ou condamnations anterieurs ä son 
depart du territoire de l'Etat requis. 
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(2) Eine Person, gleich welcher 
Staatsangehörigkeit, die vor die Justiz- 
behörden des ersuchenden Staates ge- 
laden ist, um sich wegen einer ihr zur 
Last gelegten Handlung strafrechtlich 
zu verantworten, darf dort wegen nicht 
in der Ladung aufgeführter Handlun- 
gen oder Verurteilungen aus der Zeit 
vor ihrer Abreise aus dem Hoheits- 
gebiet des ersuchten Staates weder 
verfolgt noch in Haft gehalten noch 
einer sonstigen Beschränkung ihrer 
persönlichen Freiheit unterworfen wer- 
den. 

(3) Der in diesem Artikel vorgese- 
hene Schutz endet, wenn der Zeuge, 
Sachverständige oder Beschuldigte 
während dreißig aufeinanderfolgender 
Tage, nachdem seine Anwesenheit von 
den Justizbehörden nicht mehr ver- 
langt wurde, die Möglichkeit gehabt 
hat, das Hoheitsgebiet des ersuchen- 
den Staates zu verlassen, und trotz- 
dem dort bleibt, oder wenn er nach 
Verlassen dieses Hoheitsgebietes dort- 
hin zurückgekehrt ist. 

Artikel 33 

Auskunft aus dem Strafregister 

(1) Wird für ein Strafverfahren um 
Auskunft aus dem Strafregister er- 
sucht, so wird diese Auskunft im glei- 
chen Umfang erteilt, als ob eine Justiz- 
behörde des ersuchten Staates sie an- 
gefordert hätte. 

(2) Ersuchen eines Zivilgerichts oder 
einer Verwaltungsbehörde sind zu be- 
gründen. Es wird ihnen stattgegeben, 
soweit die innerstaatlichen Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften des er- 
suchten Staates dies zulassen. 

Artikel 34 

Form der Reditshilfeersuchen 

(1) Das Rechtshiifeersuchen muß fol- 
gende Angaben enthalten: 

a) die Behörde, von der das Ersuchen 
ausgeht, 

b) den Gegenstand und den Grund des 
Ersuchens, 

r) soweit möglich, die Identität und 
die Staatsangehörigkeit der Person, 
gegen die sich das Verfahren rich- 
tet, und 

d) soweit erforderlich, den Namen 
und die Anschrift des Zustellungs- 
empfängers. 

(2) Die in den Artikeln 25 und 26 
erwähnten Rechtshilfeersuchen haben 
außerdem die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte strafbare Handlung zu be- 
zeichnen und eine kurze Darstellung 
des Sachverhalts zu enthalten. 

(3) Das Ersuchen um Durchsuchung 
oder Beschlagnahme im Sinne des Ar- 
tikels 26 muß mit einer Anordnung 
des zuständigen Richters des ersuchen- 
den Staates versehen sein. 


2. Aucune personne, de quelque 
nationalite qu'elle soit, citee devant 
les autorites judiciaires de l’Etat re- 
querant afin d'y repondre de faits 
pour lesquels eile fait l'objet de pour- 
suites, ne pourra y etre ni poursuivie, 
ni detenue, ni soumise ä aucune autre 
restriction de sa liberte individuelle 
pour des faits ou condamnations ante- 
rieurs ä son depart du territoire de 
l'Etat recjuis et non vises par la cita- 
tion. 


3. L'immunite prevue au present 
article cessera lorsque le temoin, l’ex- 
pert ou la personne poursuivie, ayant 
eu la possibilite de quitter le territoire 
de l'Etat requerant pendant trente 
jours consecutifs, apres que sa pre- 
sence n'etait plus requise par les auto- 
rites judiciaires, sera neanmoins de- 
meure sur ce territoire ou y sera 
retourne apres l'avoir quitte. 


Article 33 

Communication d'extraits du casier 
judiciaire 

1. Les renseignements provenant du 
casier judiciaire, demandes dans une 
affaire penale, seront communiques 
dans la meme mesure que s’ils etaient 
demandes par une autorite judiciaire 
de l'Etat requis. 

2. Les demandes emanant d’un Tri- 
bunal civil ou d'une autorite adminis- 
trative seront motivees. II y sera don- 
ne suite dans la mesure des disposi- 
tions legales ou reglementaires inter- 
nes de l'Etat requis. 

Article 34 

Forme de la demande d'entraide 
judiciaire 

1. La demande d'entraide devra con- 
tenir les indications suivantes: 

a) l'autorite dont emane la demande, 

b) l'objet et le motif de la demande, 

c) dans la mesure du possible, l'iden- 
tite et la nationalite de la per- 
sonne en cause, 

d) le nom et l'adresse du destinataire 
s'il y a lieu. 

2. Les demandes d'entraide prevues 
aux articles 25 et 26 mentionneront 
en outre l'inculpation et contiendront 
un expose sommaire des faits. 


3. La demande de perquisition ou 
de saisie prevue ä l'article 26 devra 
etre accompagnee par un mandat du 
juge competent de l'Etat requerant. 
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Artikel 35 

Geschäftsweg 

(1) Das Rechtshilfeersuchen und 
seine Erledigungsstücke werden auf 
diplomatischem Wege übermittelt. 

(2) In Strafverfahren, mit denen die 
Polizei befaßt ist und in denen nur 
Auskünfte oder Vernehmungen durch 
die Polizei erforderlich sind, oder in 
dringenden Fällen können die Rechts- 
hilfeersuchen unmittelbar zwischen 
dem Bundeskriminalamt in Wiesbaden 
und der Direction de la Sürete Natio- 
nale in Tunis übermittelt werden. 


Artikel 36 

Mitteilung von Verhaftungen 

(1) Wird ein Tunesier im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
verhaftet, so verständigt die zustän- 
dige deutsche Behörde unverzüglich 
die Botschaft der Tunesischen Republik 
oder deren nächstgclegenes Konsulat. 

Wird ein Deutscher im Hoheitsge- 
biet der Tunesischen Republik ver- 
haftet, so verständigt die zuständige 
tunesische Behörde unverzüglich die 
Botschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder deren nächstgclegenes Kon- 
sulat. 

(2) Jeder Staat benachrichtigt den 
anderen Staat auf diplomatischem 
Wege von den gegen einen Staatsan- 
gehörigen dieses anderen Staates er- 
gangenen Entscheidungen. Auf aus- 
drückliches Verlangen übermittelt er 
eine Abschrift der Entscheidung. 

Artikel 37 

Ersuchen um Übernahme 
der Strafverfolgung 

(1) Ein Ersuchen um Übernahme der 
Strafverfolgung wird auf diplomati- 
schem Wege übermittelt. 

(2) Werden die dem Ersuchen zu- 
grunde liegenden Handlungen von den 
Justizbehörden des ersuchten Staates 
als Übertretung gewürdigt, so ist die 
Strafverfolgung ebenfalls zulässig. 

(3) Hinsichtlich der Verfolgung von 
Verkehrsstraftaten ist das Redit des 
ersuchten Staates anwendbar, wobei 
nur die am Begeluingsort geltenden 
Verkehrsvoi schritten in Betracht gezo- 
gen werden. 

Artikel 38 

.Austausch von Slrafnachrichlen 

Jede Vertragspartei benachrichtigt 
die andere Partei von allen deren 
Staatsangehörige betreffenden straf- 
rechtlichen Verurteilungen und nach- 
folgenden Maßnahmen, die in das 
Strafregister eingetragen worden sind. 
Die Justizministerien übermitteln ein- 
ander diese Nachrichten mindestens 
einmal jährlich. 


Article 35 

Voie ä suivre 

1. La demande d'entraide et les pie- 
ces relatives ä son execution seront 
transmises par la voie diplomatique. 

2. Dans les affaires penales dont la 
police est saisie et qui necessitent 
seulement des renseignements ou des 
interrogatoires de la part de la police 
ou en cas d'urgence, les demandes 
d'entraide judiciaire peuvent faire 
l'objet de Communications directes en- 
tre la Direction de la Sürete Nationale 
ä Tunis et le Bundeskriminalamt a 
Wiesbaden. 

Article 36 

Information en cas d'arrestation 

1. Si un Tunisien est arrete sur le 
territoire de la Republique Föderale 
d'Allemagne, l’autorite competente 
ailemande informera immediatement 
l Ambassade de la Republique Tuni- 
sienne ou son Consulat le plus proche. 

Si un Allemand est arrete sur le 
territoire de la Republique Tunisienne, 
l'autorite competente tunisienne in- 
formera immediatement LAmbassade 
de la Republique Föderale d'Alle- 
magne ou son Consulat le plus proche. 

2. Chaque Etat communiquera par 
la voie diplomatique ä l'autre Etat les 
döcisions intervenues ä l'ögard d'un 
national de ce dernier. Sur demande 
expresse, il sera envoyö une copie de 
la decision intervenue. 


Article 37 

Denonciation des faits 

1. Toute denonciation sera trans- 
iiiise par la voie diplomatique. 

2. Si les faits motivant la denon- 
ciation sont consideres par les auto- 
rites judiciaires de LEtat requis com- 
me une contravention, la poursuite est 
aussi permise. 

3. Aux fins de poursuite d'une in- 
fraction routiere, le droit de LEtat 
requis sera applicable, ötant entendu 
que les seules regles de circulation 
prises en consideration seront celles 
en vigueur au lieu de Linfraction. 

Article 38 

Echange d'avis de condamnation 

Chacune des Parties Contractantes 
donnera ä la Partie intöressöe avis des 
sentences penales et des mesures pos- 
terieures qui concernent les nationaux 
de cette Partie et ont fait Lobjet d'une 
inscription au casier judiciaire. Les 
Ministcres de la Justice se communi- 
queront ces avis au moins une fois 
par an. 
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Artikel 39 

Erweiterte Anwendung 

Dieser Teil findet auch Anwendung, 
wenn sich die Rechtshilfe auf Gnaden- 
verfahren bezieht. 


TEIL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 40 

Übersetzungen 

Den Ersuchen und den sonstigen 
Schriftstücken ist eine Übersetzung in 
die französische Sprache beizufügen; 
sie ist mit dem Amtssiegel zu versehen. 

Artikel 41 

Beglaubigung 

Die in Anwendung dieses Vertrags 
übermittelten Unterlagen und Schrift- 
stücke bedürfen keiner Beglaubigung 
oder Legalisation. 

Artikel 42 

Kosten 

Die Vertragsparteien verzichten auf 
die Erstattung der durch eine Ausliefe- 
rung oder Rechtshilfe nach den Be- 
stimmungen dieses Vertrags entstan- 
denen Kosten. Die Kosten einer Durch- 
lieferung oder eines Sachverständigen- 
gutachtens werden gegen Vorlage der 
Belege erstattet. 

Artikel 43 

Bestimmung des Begriffs 

„Maßregel der Sicherung 
und Besserung“ 

Im Sinne dieses Vertrags bedeutet 
der Ausdruck „Maßregel der Sicherung 
und Besserung" jede Maßnahme der 
Freiheitsentziehung, die durch Ent- 
scheidung eines Strafgerichts neben 
oder an Stelle einer Strafe angeordnet 
wird. 

Artikel 44 

Anwendungsbereich 

Dieser Vertrag gilt auch für das 
Land Berlin, sofern nicht die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber der Regierung der Tunesi- 
schen Republik innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. 

Artikel 45 

Ratifikation; Inkrafttreten; Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Rati- 
fikation; die Ratifikationsurkunden 
werden so bald wie möglich in Tunis 
ausgetauscht. 


Article 39 

Application elargie 

Les dispositions de ce titre du pre- 
sent Traite s'appliquent egalement 
quand l’entraide judiciaire est relative 
aux procedures de gräce. 


TITRE III 

Dispositions finales 

Article 40 

Traduction 

Les demandes et les autres docu- 
ments seront accompagnes d’une tra- 
duction en fran^ais, munie du sceau 
officiel. 

Article 41 

Legalisation 

Les pieces et documents transmis en 
application du present Traite seront 
dispenses de toutes formalites de le- 
galisation. 

Article 42 

Frais 

Les Parties Contractantes renonce- 
ront au remboursement des frais occa- 
sionnes par Textradition ou par l’en- 
traide conformement aux dispositions 
du present Traite. Les frais de transit 
ou d'expertise seront rembourses sur 
Production des pieces justificatives. 

Article 43 

Definition des mesures de süret^ 

Au sens du present Traite, l'expres- 
sion «mesures de sürete» designe tou- 
tes mesures privatives de liberte qui 
ont ete ordonnees en complement ou 
en Substitution dune peine, par sen- 
tence d'une juridiction penale. 

Article 44 

Champ d'application 

Le present Traite s’appliquera egale- 
ment au Land Berlin, sauf declaration 
contraire faite par le Gouvernement 
de la Republique Föderale d’Allemagne 
au Gouvernement de la Republique 
Tunisienne dans les trois mois qui 
suivront l'entree en vigueur du pre- 
sent Traite. 

Article 45 

Ratificationr entree en vigueur 
et denonciation 

1. Le present Traite sera ratifie; les 
Instruments de ratification seront 
echanges aussitot que possible a Tunis. 
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(2) Dieser Vertrag tritt dreißig Tage 
nach dem Austausch der Ratifikations- 
urkunden in Kraft. 

(3) Jeder der beiden Staaten kann 
den Vertrag kündigen. Die Kündigung 
wird ein Jahr nach dem Zeitpunkt 
wirksam, an dem sie dem anderen 
Staat notifiziert wurde. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
Bevollmächtigten diesen Vertrag un- 
terschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 19. Juli 
1966 in sechs Urschriften, je zwei 
in deutscher, arabischer und französi- 
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. Bei Ab- 
weichungen zwischen dem deutschen 
und dem arabischen Wortlaut ist der 
französische Wortlaut maßgebend. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Schröder 

Für die Tunesische Republik: 
Habib Bourguiba jr. 


Zusatzprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des Vertrags 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tunesischen Republik 
über die Auslieferung und die Rechts- 
hilfe in Strafsachen haben die Unter- 
zeichneten Bevollmächtigten folgendes 
vereinbart: 

Teil II dieses Vertrags findet eben- 
falls Anwendung, wenn das Rechts- 
hilfeersuchen sich auf ein Verfahren 
wegen Handlungen bezieht, die nach 
deutschem Recht nur mit Geldbuße 
bedroht sind (Ordnungswidrigkeiten). 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Schröder 

Für die Tunesische Republik: 
Habib Bourguiba j r. 


2. Le present Traite entrera en vi- 
gueur trente jours apres l'echange des 
instruments de ratification. 

3. Le present Traite pourra etre de- 
nonce par chacun des deux Etats. La 
denonciation prendra effet un an apres 
la date ä laquelle eile aura ete noti- 
fiee ä Fautre Etat. 


EN FOI DE QUOI les Plenipoten- 
tiaires ont signe le present Traite et 
y ont appose leur sceau. 


FAIT ä Bonn le 19 juillet 1966 en 
six originaux, dont deux en langue 
allemande, deux en langue arabe et 
deux en langue frangaise, chacun des 
six textes faisant egalement foi. En 
cas de divergence entre les textes 
allemand et arabe, le texte frangais 
prevaudra. 

Pour la 

Republique Föderale d'Allemagne: 

Schröder 

Pour la Republique Tunisienne; 

Habib Bourguiba j r. 


Protocole Additionnel 

Au moment de signer le Traite sur 
l’extradition et l'entraide judiciaire en 
matiere penale entre la Republique 
Föderale d’Allemagne et la Republi- 
que Tunisienne, les Plönipotentiaires 
soussignes sont convenus de ce qui 
suit: 

Le titre II du prösent Traite est 
egalement applicable si la demande 
d'entraide judiciaire se rapporte ä 
une procödure pour des faits qui sont 
sanctionnös, selon la lögislation alle- 
mande, seulement par une amende 
(Ordnungswidrigkeiten). 

Pour la 

Republique Föderale d'Allemagne: 

Schröder 

Pour la Republique Tunisienne: 

Habib Bourguiba jr. 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Nach ersten Erörterungen im Jahre 1957 teilte die 
Regierung der Tunesischen Republik im Februar 
1964 mit, daß sie in Verhandlungen über den Ab- 
schluß eines deutsch-tunesisdien Vertrages über die 
Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen ein- 
zutreten wünsche. Da eine vertragliche Regelung des 
deutsch-tunesischen Auslieferungs- und Rechtshilfe- 
verkehrs bisher nicht bestand, hat sich die Bundes- 
regierung zur Beseitigung der mit dem vertraglosen 
Zustand verbundenen Unsicherheiten bereit erklärt, 
dem tunesischen Wunsch zu entsprechen. Die ersten 
Verhandlungen fanden in der Zeit vom 11. Januar 
bis 23. Januar 1965 in Tunis statt. Der dabei er- 
arbeitete Entwurr wurde in weiteren Verhandlun- 
gen am 23. Juni 1965 in Bonn abschließend beraten. 
Am 19. Juli I960 ist der Vertrag in Bonn unter- 
zeichnet worden. 

Verhandlungsgrundlage waren das Europäische Aus- 
lieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 
und das Europäische Übereinkommen vom 20. April 
1959 über die Rechtshilfe in Strafsachen (Bundes- 
gesetzbl. 1964 II S. 1369) sowie ein auf Grund dieser 
Übereinkommen erarbeiteter Vertragsentwurf. Es 
ist gelungen, den Vertrag in weiten Teilen den ge- 
nannten Europäischen Übereinkommen anzugleichen. 
Die von den Landes] ustizverwaltungen zu den Ent- 
würfen vorgebrachten Anregungen konnten bei der 
endgültigen Fassung weitgehend berücksichtigt wer- 
den. 

Der Vertrag behandelt in Teil I die Auslieferung 
und Durchlieferurig von Rechtsbrechern und in Teil II 
die sonstige Rechtshilfe in Strafsachen. 

II. Besonderes 

Zu Teil I Auslieferung 

Zu Artikel 1 

Diese Vorschrift, die mit Artikel 1 des Europä- 
ischen Auslieferungsübereinkommens übereinstimmt, 
verpflichtet die beiden Vertragsparteien, in allen 
Fällen eine strafrechtlich verfolgte Person auszu- 
liefern, sofern der Vertrag keine ausdrücklichen 
Ausnahmen vorsieht. Der Ausdruck „Maßregel der 
Sicherung und Besserung" ist in Artikel 43 dieses 
Vertrages erläutert. 

Zu Artikel 2 

In Übereinstimmung mit Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens 
sind alle strafbaren Handlungen von einer gewissen 
Schwere auslieferungsfähig. Voraussetzung ist, daß 
sie in jedem der beiden vertragschließenden Staaten 
im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von min- 
destens einem Jahr oder mit einer schwereren Strafe 
bedroht sind. 

Mit dieser Vorschrift ist der Eliminationsmethode 
gegenüber der sogenannten Enumerationsmethode 
(Aufzählung einzelner Straftatbestände) der Vorrang 
eingeräumt. Die gewählte Regelung verdient schon 


deswegen den Vorzug, weil sie den Auslieferungs- 
verkehr wesentlich vereinfacht, in dem sie bei neu- 
eingeführten Straftatbeständen die Zusicherung der 
künftigen Gegenseitigkeit entbehrlich macht. 

Auslieferungen zur Vollstreckung eines Strafurteils 
sind nur zulässig, wenn die verhängte Strafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung mindestens 
vier Monate beträgt. Im Gegensatz zu manchen an- 
deren Verträgen ist danach nicht die noch zu voll- 
streckende, sondern die im Urteil ausgesprochene 
Freiheitsentziehung maßgebend (vgl. Artikel 2 
Abs. l Satz 2 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens). 

Nach Absatz 2 kann der ersuchte Staat die Ausliefe- 
rung auch für solche strafbaren Handlungen be- 
willigen, die wegen der Höhe der Strafandrohung 
oder der noch zu verbüßenden Freiheitsstrafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung nicht selb- 
ständig auslieferungsfähig sind, wenn die Ausliefe- 
rung wegen eines anderen, selbständig ausliefe- 
rungsfähigen Delikts bewilligt wird oder bewilligt 
worden ist (vgl. Artikel 2 Abs. 2 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens) . 

Zu Artikel 3 

Politische Straftaten sind nicht auslieferungsfähig. 
Ob eine strafbare Handlung eine politische Straftat 
ist oder mit einer solchen zusammenhängt, ent- 
scheidet ausschließlich der ersuchte Staat. Absatz 1 
entspricht Artikel 3 Abs. l des Europäischen Aus- 
lieferungsübereinkommens. 

Die in Absatz 2 enthaltene Bestimmung, daß ver- 
folgte Personen vor rassischer, religiöser, politischer 
und vor Verfolgung aus Gründen der Nationalität 
unter dem Vorwand der Verfolgung wegen eines 
gemeinen Delikts zu schützen seien, entspricht Ar- 
tikel 3 Abs. 2 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens. 

Die Attentatsklausel in Absatz 3 ist weiter gefaßt 
als die des Artikels 3 Abs. 3 des Europäischen Aus- 
lieferungsübereinkommens, indem sie sich auch auf 
Attentate gegen Regierungsmitglieder erstreckt. 
Elierzu gehören auf deutscher Seite nur die Mitglie- 
der der Bundesregierung. 

Zu Artikel 4 

Eine rein militärische Straftat ist nicht auslieferungs- 
fähig. Ist die militärische Straftat zugleich eine straf- 
bare Handlung nach gemeinem Recht, dann muß, so- 
fern die sonstigen Voraussetzungen vorliegen, die 
Auslieferung bewilligt werden. Die Regelung ent- 
spricht inhaltlich dem Artikel 4 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens. 

Zu Artikel 5 

Die Auslieferung wegen fiskalischer Straftaten ist 
wie in Artikel 5 des Europäischen Auslieferungs - 
Übereinkommens geregelt. Fiskalische Straftaten 
sind nur im Umfange einer besonders abzuschließen- 
den Vereinbarung auslieferungsfähig. Wird eine 
solche Vereinbarung geschlossen, findet im übrigen 
dieser Vertrag Anwendung. 


34 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3180 


Zu Artikel 6 

Nach dieser Bestimmung ist die Auslieferung \ün 
deutschen Staatsangehörigen und von Deutschen, 
die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen 
(Artikel 16 Abs. 2 Satz 1, Artikel 116 des Grund- 
gesetzes), ausgeschlossen. Ferner können politisch 
Verfolgte nicht ausgeliefert werden (Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes). 

Kommt eine Auslieferung aus den Gründen des Ab- 
satzes 1 nicht in Betracht, so ist der ersuchte Staat 
auf Verlangen des ersuchenden Staates verpflichtet, 
die ihm von dem ersuchenden Staat kostenlos über- 
mittelten Unterlagen seinen zuständigen Strafver- 
folgungsbehörden zur etwaigen Einleitung eines 
Strafverfahrens zu unterbreiten. Dem ersuchenden 
Staat ist von der Entschließung der Strafverfolgungs- 
behörden Kenntnis zu geben (vgl, Artikel 6 Abs. 2 
des Europäischen Auslieferungsüberoinkommens). 

Zu Artikel 7 

Der Grundsatz, daß niemand wegen einer strafbaren 
Handlung zweimal verurteilt werden darf, hat inter- 
national noch keine allgemeine Anerkennung gefun- 
den. Deshalb bedurfte es der ausdrücklichen Be- 
stimmung, daß eine Auslieferung nicht stattfindet, 
wenn im ersuchten Staat wegen der dem Ersuchen 
zugrunde liegenden Tat ein rechtskräftiges Urteil 
ergangen ist. 

Entsprechend der internationalen Übung stellt die 
Verjährung einer Straftat nach dem Recht des ersu- 
chenden oder des ersuchten Staates stets ein Aus- 
lieferungshindernis dar. 

Nach § 4 Nr. 2 des deutschen Auslieferungsgesetzes 
— DAG — ist eine Auslieferung unzulässig, wenn 
in Deutschland ein Straffreiheitsgesetz erlassen wor- 
den ist, das bei sinngemäßer Umstellung des Sach- 
verhalts der im Ausland begangenen Tat diese er- 
fassen würde. Eine Amnestie im ersuchten Staat 
sollte jedoch nicht jede Auslieferungsmöglichkeit 
unterbinden. In aller Regel wird eine Amnestie aus 
nationalen Gründen erlassen; sie kann sich, mit 
Ausnahme der in § 4 Abs. 2 und 3 StGB aufgeiührten 
Fälle, aus hoheitsrechtlichen Gründen niemals auf 
eine von Ausländern im Ausland begangene Tat 
erstrecken. Durch die getroffene Vereinbarung soll 
auch eine mittelbare Auswirkung einer Amnestie 
auf die Auslandstat eines Ausländers vermieden 
werden. Nur im Falle der konkurrierenden Gerichts- 
barkeit beider Staaten steht eine Amnestie einer 
Auslieferung entgegen. Artikel 8 ändert insoweit 
§ 4 Nr. 2 DAG ab (vgl. Artikel 8 des deutsch-öster- 
reichischen Auslieferungsvertrages). Das Europä- 
ische Auslieferungsübereinkommen enthält eine ent- 
sprechende Bestimmung deswegen nicht, weil nach 
Auffassung der Mehrheit der an dem Übereinkom_- 
men beteiligten Regierungen eine Amnestie selbst 
bei konkurrierender Gerichtsbarkeit die Ausliefe- 
rung nicht hindert. 

Zu Artikel 8 

Ist die dem Auslieferungsersuchen zugrunde lie- 
gende strafbare Handlung auf dem Gebiete des er- 
suchten Staates begangen worden oder führt der 


ersuchte Staat selbst eine Strafverfolgung wegen 
dieser Tat durch, hat er die Möglichkeit, die Aus- 
lieferung abzulehnen. Wenn jedoch besondere 
Gründe für eine Aburteilung durch den ersuchenden 
Staat sprechen, kann die Auslieferung auch bewil- 
ligt werden. Das kann z. B. dann angezeigt sein, 
wenn sich die Beweismittel vorwiegend im ersu- 
chenden Staat befinden oder eine Resozialisierung 
des Verfolgten im ersuchenden Staat eher zu erwar- 
ten ist (vgl. Artikel 7 Abs. 1 und Artikel 8 des Euro- 
päischen Auslieferungsübereinkommens) , 

Zu Artikel 9 

Die vertragschließenden Regierungen hielten es für 
angezeigt, ausdrücklich festzustellen, daß das Vor- 
liegen eines Strafantrags nicht geprüft werden soll, 
wenn eine dem Auslieferungsersuchen zugrunde 
liegende strafbare Handlung nach dem Recht eines 
der beiden Staaten nur auf Antrag verfolgt werden 
kann. Die Vorschrift entspricht Artikel 10 des 
deutsch-österreichischen Auslieferungsvertrages vom 
22. September 1958 (Bundesgesetzbl. 1960 II S. 1341). 


ZuArtikellO 

In Tunesien ist im Gegensatz zur Bundesrepublik 
Deutschland die Todesstrafe möglich. Es ist deshalb 
vereinbart worden, daß in Fällen, in denen der Ver- 
folgte im ersuchenden Staat die Todesstrafe zu er- 
warten hat, die Regierung dieses Staates ihrer zu- 
ständigen Behörde empfehlen muß, die erkannte 
Todesstrafe in eine Freiheitsstrafe umzuwandeln. 
Dem deutschen Wunsch, eine Regelung zu treffen, 
die dem Artikel 102 Grundgesetz auch über die 
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinaus 
Rechnung trägt, vermochte die tunesische Regierung 
nicht weiter entgegenzukommen, weil sie sich nicht 
in der Lage sah, den Gnadenträger zum Erlaß einer 
bestimmten Gnadenentscheidung zu verpflichten. 

Zu Artikel 11 

Für den gesamten Schriftverkehr ist der diplomati- 
sche Weg vorgesehen. 

Die Vorschriften über die einem Auslieferungsersu- 
chen beizufügenden Unterlagen entsprechen den Be- 
stimmungen des Artikels 12 Abs. 2 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens. Der Beifügung von 
Beweisunterlagen über den Tatverdacht bedarf es 
nicht. 


Zu Artikel 12 

Auslieferungsersuchen sollen mit Rücksicht auf die 
im internationalen Verkehr gepflogene Höflichkeit 
nicht deswegen zurückgewiesen werden, weil die 
Auslieferungsunterlagen unzureichend sind. Viel- 
mehr soll dem ersuchenden Staat Gelegenheit gege- 
ben werden, die notwendigen ergänzenden Aus- 
künfte zu erteilen. Zur Vermeidung einer übermäßi- 
gen Verzögerung des Verfahrens und einer unzu- 
mutbaren Verlängerung der Haft des Verfolgten 
kann für die Nachreichung von Unterlagen eine 
Frist gesetzt werden. 
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Zu Artikel 13 

Dieser Artikel enthält den das internationale Aus- 
lieferungsrecht beherrschenden Grundsatz der Spe- 
zialität. Hiernach darf der Verfolgte nur wegen der 
Tat, die in dem Auslieferungsersuchen erwähnt und 
wegen der die Auslieferung bewilligt worden ist, 
abgeurteilt werden. Wegen anderer vor Verlassen 
des Hoheitsgebietes des ersuchenden Staates began- 
gener Straftaten genießt der Verfolgte das soge- 
nannte „freie Geleit". Die weitgehende Fassung des 
Absatzes 1 gilt auch für denkbare Beeinträchtigun- 
gen der persönlichen Freiheit durch die Verwal- 
tungsbehörden. 

Jedoch ist der ersuchte Staat verpflichtet, der Straf- 
verfolgung oder Strafvollstreckung des Ausgeliefer- 
ten wegen weiterer Straftaten zuzustimmen, wenn 
er die Auslieferung wegen dieser Taten hätte bewil- 
ligen müssen. Die mit den übrigen Unterlagen vor- 
zulegende gerichtliche Niederschrift über die Erklä- 
rung des Ausgelieferten soll sicherstellen, daß ihm 
vor der Stellung des Ersuchens um Zustimmung zur 
weiteren Strafverfolgung oder Strafvollstreckung 
das rechtliche Gehör gewährt wird. 

Der Grundsatz der Spezialität verlangt auch Beach- 
tung, wenn nach der Auslieferung festgestellt wird, 
daß der Sachverhalt rechtlich anders zu würdigen ist 
als im Auslieferungsersuchen. Die Strafverfolgung 
und Aburteilung wegen dieser Tat hängt davon ab, 
ob sie aus der Sicht des ersuchten Staates ausliefe- 
rungsfähig geblieben ist. 

Ändert sich im Verlauf des Verfahrens der Tather- 
gang gegenüber der Sachdarstellung in dem Aus- 
lieferungsersuchen, so muß der ersuchende Staat die 
Zustimmung des ersuchten Staates zur weiteren 
Strafverfolgung gemäß Absatz 1 Buchstabe a ein- 
holen. 

Artikel 13 deckt sich mit Artikel 14 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens. 

Zu Artikel 14 

Der Grundsatz der Spezialität beherrscht auch die 
Weiterlieferung an einen dritten Staat. Sie bedarf 
der Zustimmung des ersuchten Staates sofern nidit 
die Schutzfrist nach Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe b 
abgelaufen ist. 

Zu Artikel 15 

Diese Vorschrift regelt die Anordnung der vorläufi- 
gen Auslieferungshaft in Übereinstimmung mit Ar- 
tikel 16 des Europäischen Auslieferungsübereinkom- 
mens. 

Ob einem tunesischen Ersuchen um vorläufige In- 
haftnahme eines Verfolgten entsprochen werden 
kann, richtet sich nach § 10 DAG. Liegen dessen Vor- 
aussetzungen vor, ist dem Ersuchen um vorläufige 
Inhaftnahme grundsätzlich zu entsprechen. 

Die Auslieferungsunterlagen müssen möglichst in- 
nerhalb von 20 Tagen nach der Inhaftnahme dem er- 
suchten Staat zugehen. Nach Ablauf dieser Frist 
kann der ersuchte Staat den Verfolgten wieder frei- 
lassen. Die Höchstdauer der vorläufigen Ausliefe- 
rungshaft ist auf 40 Tage begrenzt. Nach 40 Tagen 
muß der Verfolgte freigelassen werden, es sei denn. 


daß er zur Durchführung eines innerstaatlichen Ver- 
fahrens in Untersuchungshaft genommen wird. Da 
Absatz 1 in gewissem Umfang die Verpflichtung des 
ersuchten Staates zur Inhaftnahme begründet, ist in 
Absatz 4 Satz 2 ausdrücklich darauf hingewiesen 
worden, daß von einer Auslieferungshaft abgesehen 
werden kann, wenn der ersuchte Staat andere Maß- 
nahmen für ausreichend hält, um eine Flucht des 
Verfolgten zu verhindern. 

Eine Entlassung aus der vorläufigen Auslieferungs- 
haft wegen Fristablaufs hindert nicht die Ausliefe- 
rungshaft selbst, wenn ein ordnungsgemäßes Aus- 
lieferungsersuchen eingeht. 

Zu Artikel 16 

Diese Bestimmung regelt die Fälle, in denen von 
mehreren Staaten um die Auslieferung derselben 
Person ersucht wird. Es liegt im Ermessen des er- 
suchten Staates, an wen er ausliefern will. Bei seiner 
Wahl hat er die beispielhaft erwähnten besonderen 
Umstände zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 17 

Die in dieser Bestimmung getroffene Regelung ent- 
spricht dem Artikel 18 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. 

Von wesentlicher Bedeutung ist Absatz 2, wonach 
jede Ablehnung zu begründen ist. Damit wird dem 
ersuchenden Staat die Möglichkeit gegeben, entwe- 
der Gegenvorstellungen zu erheben oder die Ab- 
lehnungsgründe bei späteren Auslieferungsersuchen 
zu berücksichtigen. 

Die Mitteilung über die Dauer der von dem Ver- 
folgten erlittenen Auslieferungshaft soll den Ge- 
richten des ersuchenden Staates die Möglichkeit ge- 
ben, die Auslieferungshaft im Urteilsausspruch zu 
berücksichtigen. Ferner soll sie bei Auslieferungen zur 
Strafvollstreckung den Vollstreckungsbehörden als 
Unterlage für eine etwaige Herabsetzung der noch 
zu verbüßenden Strafe dienen. 

Im Interesse des Verfolgten enthält Absatz 4 Frist- 
bestimmungen für eine Übergabe. Ist er nach frucht- 
losem Ablauf der Frist, spätestens nach Ablauf von 
30 Tagen nach dem für die Übergabe vorgesehenen 
Zeitpunkt freigelassen worden, dann kann der er- 
suchte Staat jedes Auslieferungsersuchen in der- 
selben Sache ohne nähere Prüfung ablehnen. Der 
ersuchende Staat hat demgegenüber nach Absatz 5 
die Möglichkeit, mit dem ersuchten Staat einen 
neuen Zeitpunkt für die Übergabe zu vereinbaren, 
falls eine rechtzeitige Übergabe des Verfolgten 
durch höhere Gewalt (Eisenbahnerstreik, Transport- 
unfähigkeit infolge Krankheit u. ä.) unmöglich wird. 

Zu Artikel 18 

Nach Absatz 1 kann aus den dort angeführten Grün- 
den der ersuchte Staat zwar nicht die Entscheidung 
über das Auslieferungsersudien, wohl aber den Voll- 
zug der Auslieferung zeitlich hinausschieben. Um zu 
verhindern, daß durch den Aufschub der Übergabe 
das im ersuchenden Staat gegen den Verfolgten an- 
hängige Strafverfahren über Gebühr verzögert oder 
erschwert wird, ist die Möglichkeit vorgesehen, den 
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Verfolgten dem ersuchenden Staat für die Durchfüh- 
rung einer Prozeßhandlung, z. B. einer Hauptver- 
handlung vorübergehend zur Verfügung zu stellen. 
Dei Verfolgte muß anschließend ohne Rücksicht auf 
seine Staatsangehörigkeit wieder an den ersuchten 
Staat zurückgeliefert werden. Die Rücküberstellung 
eines aus Tunesien vorübergehend ausgeiieferten 
deutschen Staatsangehörigen an die tunesischen Be- 
hörden ist keine Auslieferung nach Artikel 16 Abs. 2 
Satz 1 GG (Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 
3. März 1954 — Amtliche Sammlung Bd. 5 S. 396 ff.). 

Zu Artikel 19 

Im Zusammenhang mit einem Auslieferungsverfah- 
ren hat der ersuchte Staat dem ersuchenden Staat die 
Gegenstände herauszugeben, die als Beweisstücke 
dienen können oder aus der strafbaren Handlung 
herrühreii. Ohne Bedeutung ist es, ob diese Gegen- 
stände sich im Zeitpunkt der Festnahme im Besitz 
des Verfolgten befunden haben oder ob sie später 
entdeckt worden sind. Voraussetzung der Heraus- 
gabe ist, daß der ersuchende Staat ausdrücklich die 
Herausgabe der Gegenstände verlangt. 

Die Herausgabe findet auch dann statt, wenn die 
Auslieferung aus tatsächlichen Gründen nicht voll- 
zogen werden kann. 

Durch die in den Absätzen 3 und 4 getroffenen Rege- 
lungen ist sichergestellt, daß ein Ausgleich zwischen 
den berechtigten privaten und den öffentlichen In- 
teressen sowie den Interessen der beteiligten Staa- 
ten herbeigeführt werden kann. 

Zu Artikel 20 

Das Recht der Durchlieferung folgt in vollem Um- 
fange dem Recht der Auslieferung. Die Anforderun- 
gen an die Zulässigkeit einer Durchlieferung sind 
infolgedessen strenger, als sie in dem vergleichba- 
ren Artikel 21 des Europäischen Auslieferungsübet- 
einkommens festgelegt sind. 

Zu Artikel 21 

Die Vorschriften über die Beförderung des Verfolg- 
ten auf dem Luftwege entsprechen den Regelungen 
des Artikels 21 Abs. 4 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. Da die Beförderung auf dem 
Luftwege zwischen den Vertragspartnern mangels 
Übergabe des Verfolgten in die Hoheitsgewalt des 
überflogenen Staates nicht als eine echte Durchliefe- 
rung angesehen wird, bedarf es bei der unvorher- 
gesehenen Zwischenlandung statt eines formellen 
Durchlieferungsersuchens eines Auslieferiingsersu- 
chens. 


Zu Teil II Sonstige Rechtshilfe 
Zu Artikel 22 

Diese Vorschrift enthält die grundsätzliche Verpflich- 
tung der beiden Vertragsstaaten, einander Rechts- 
hilfe in Strafsachen zu leisten. Der Vortrag erfaßt 
nicht Vorwaltungs- und Disziplinarstrafsachen; da- 
gegen erstreckt er sich nach Artikel 39 auf Gnaden- 
sachen sowie nach dem Zusatzprotokoll auch auf 


Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten. Entspre- 
chend der Regelung in Artikel 1 des Europäischen 
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen 
vom 20. April 1959 (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1369, 
1386) ist auch hier bestimmt, daß Rechtshilfe durch 
Vollstreckung eines Straferkenntnisses oder von 
Maßregeln der Sicherung und Besserung nicht ge- 
leistet wird. Die Zustellung einer Aufforderung zum 
Strafantritt oder zur Zahlung einer Geldstrafe ist 
noch keine Vollstreckungshandlung. 

Zu Artikel 23 

Rechtshilfe ist ausgeschlossen für Strafverfahren, die 
politische oder rein militärische Straftaten zum Ge- 
genstand haben. Ob diese Voraussetzungen vorlie- 
gen entscheidet ausschließlich der ersuchte Staat. 
Wegen fiskalischer Straftaten muß Rechtshilfe ge- 
leistet werden, sofern nicht die allgemeine Aus- 
nahmeklausel unter Buchstabe b eingreift. 

Das früher übliche Prinzip der beiderseitigen Straf- 
barkeit ist grundsätzlich aiifgegeben worden. Nur 
im Falle des Artikels 26 muß die strafbare Hand- 
lung, die Anlaß zu dem Rechtshilfeersuchen gegeben 
hat, auch nach dem Recht des ersuchten Staates straf- 
bar sein. Darauf, daß die strafbare Handlung auch 
nach dem Recht beider Staaten verfolgbar ist, kommt 
es in keinem Falle an. 

Zu Artikel 24 

Jede, auch nur teilweise, Ablehnung eines Rechts- 
hilfeersuchens bedarf der Begründung, die mitge- 
teilt werden muß. Bei einer Ablehnung nach Arti- 
kel 23 genügt es, dem ersuchenden Staat mitzuteilen, 
daß die dem Ersuchen zugrunde liegende Handlung 
als eine politische oder eine mit einer solchen im 
Zusammenhang stehende oder als eine militärische 
strafbare Handlung angesehen wird oder daß die 
Beeinträchtigung wesentlicher Interessen durch die 
Leistung der Rechtshilfe befürchtet wird. 

Zu Artikel 25 

Bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens wird 
grundsätzlich das Recht des ersuchten Staates ange- 
wendet. Es soll indes dem ersuchenden Staat nicht 
die Möglichkeit genommen sein, in besonders gela- 
gerten Rechtshilfefällen abweichende Wünsche zu 
äußern. Dem abweichenden Wunsch soll entsprochen 
werden, sofern dies nicht dem Recht des ersuchten 
Staates zuwiderläuft. 

Zu Artikel 26 

Während im allgemeinen die beiderseitige Strafbar- 
keit keine Voraussetzung für die Rechtshilfeleistung 
ist, soll einem Ersuchen um Durchsuchung oder Be- 
schlagnahme wegen der Schwere der mit solchen 
Maßnahmen verbundenen Eingriffe nur stattgegeben 
werden, wenn die Tat, die Anlaß zu dem Rechts- 
hilfeersuchen gegeben hat, auch nach dem Recht des 
ersuchten Staates strafbar ist. 

Zu Artikel 27 

Die Bestimmung entspricht der Regelung des Arti- 
kels 6 des Europäischen Übereinkommens über die 
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Rechtshilfe in Strafsachen. Sie regelt das Verfahren 
in Anlehnung an die Bestimmungen über die Her- 
ausgabe von Gegenständen im Zusammenhang mit 
einer Auslieferung. 

Zu Artikel 28 

Die Form der Zustellung einer Urkunde ist beson- 
ders geregelt worden, um darzulegen, daß für die 
Rechtswirksamkeit einer Zustellung im Ausland 
nicht das Recht des ersuchenden Staates maßgebend 
ist, sondern in erster Linie das Recht des ersuchten 
Staates. Daher kann im Einzelfall auch eine formlose 
Zustellung genügen. Nur wenn der ersuchende Staat 
es ausdrücklich verlangt, wird die Zustellung in 
einer bestimmten Form vorgenommen, sofern diese 
mit den Rechtsvorschriften des ersuchten Staates ver- 
einbar ist. 

Es steht dem ersuchten Staat frei, die Zustellung 
durch eine vom Empfänger unterschriebene Bestäti- 
gung nachzuweisen oder selbst eine Erklärung abzu- 
geben, ob, wann und in welcher Form die Zustellung 
bewirkt worden ist. Kann die Urkunde nicht dem 
Ersuchen gemäß zugestellt werden, so ist der er- 
suchte Staat verpflichtet, die Gründe hierfür anzu- 
geben. 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem Arti- 
kel 7 des Europäischen Rechtshilfeübereinkommens. 

Zu Artikel 29 

Kein Zeuge ist verpflichtet, einer Vorladung vor ein 
ausländisches Gericht Folge zu leisten. Daher sollen 
Vorladungen, die an einen im Ausland wohnhaften 
Zeugen gerichtet sind, grundsätzlich keine Zwangs- 
androhungen enthalten. Sollte in einer Ladung gleich- 
wohl ein Zwang angedroht sein, hat der ersudiende 
Staat kein Recht, einen Zeugen zu bestrafen, der der 
Ladung nicht gefolgt ist, sich aber später in das Ge- 
biet des ersuchenden Staates begibt. Erhält er dann 
dort eine Vorladung, so ist er allen Zwangsmaß- 
nahmen unterworfen, die das Recht des Aufenthalts- 
staates vorsieht. 

Die Vorschrift entspricht der Regelung des Artikels 8 
des Europäischen Rechtshilfeübereinkommens. 

Zu Artikel 30 

Die vor einer ausländischen Justizbehörde erschei- 
nenden Zeugen und Sachverständigen haben An- 
spruch auf Gebühren zumindest in Höhe der Gebüh- 
ren, die in den einschlägigen Vorschriften des 
ersuchenden Staates für inländische Zeugen und 
Sachverständige vorgesehen sind. 

Die Einzelheiten der Entschädigung sind mit dem Er- 
suchen bekanntzugeben. Auf Wunsch des Zeugen 
oder Sachverständigen hat der ersuchende Staat 
durch seine Konsularbehörden einen Vorschuß zu 
zahlen. 

Zu Artikel 31 

Die Überstellung verhafteter Personen als Zeugen 
ist wie in Artikel 11 des Europäischen Rechtshilfe- 
übereinkommens geregelt worden. Die Überstellung 
wird nur abgelehnt, wenn der Häftling nicht zu- 


stimmt, wenn seine Anwesenheit für ein im Hoheits- 
gebiet des ersuchten Vertragsstaates anhängiges 
Strafverfahren notwendig ist, wenn die Überstellung 
geeignet ist, seine Haft zu verlängern, oder wenn 
andere zwingende Gründe seiner Überstellung in 
das Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates entge- 
genstehen. Welche Gründe hierbei in Betracht kom- 
men, richtet sich ausschließlich nach der Auffassung 
des ersuchten Staates. Die aufgezählten Gründe sol- 
len nur Beispiele darstellen. In diesem Zusammen- 
hang wird für selbstverständlich gehalten, daß der 
Häftling unverzüglich nach seiner Vernehmung rück- 
überstellt wird. 

Um zu ermöglichen, einen als Zeugen benötigten 
Häftling des ersuchten Staates in Haft zu halten, ist 
in Absatz 2 ein gesetzlicher Haftgrund für derartige 
Fälle vorgesehen worden. Da die Regelung sachlich 
mit der ständigen Vertragspraxis übereinstimmt, 
braucht das Grundrecht der persönlichen Freiheit 
nicht gemäß Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 ausdrücklich als 
eingeschränkt bezeichnet zu werden. Eine weiter- 
gehende Regelung hinsichtlich des Haftgrundes und 
der Haftdauer ist nicht erforderlich, weil der als 
Zeuge überstellte Häftling für den ersuchten Staat 
in Haft gehalten wird. Wird der im ersuchten Staat 
erlassene Haftbefehl aufgehoben, so muß der Zeuge 
sofort freigelassen werden, da der Haftbefehl nach 
Absatz 2 den ausländischen Haftbefehl zur Voraus- 
setzung hat. 

Für den Erlaß des Haftbefehls gelten — abgesehen 
von dieser besonderen Vorschrift über den Haft- 
grund — die einschlägigen Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung. Die für die Regelung der innerstaat- 
lichen Zuständigkeit erforderliche Ergänzungsvor- 
schrift ist in Artikel 2 des Vertragsgesetzes enthal- 
ten. 

Zu Artikel 32 

Die von den Justizbehörden des ersuchenden Staates 
erscheinenden Zeugen und Sachverständigen genie- 
ßen freies Geleit. Sie dürfen nicht aus Gründen, die 
vor ihrem Verlassen des Hoheitsgebietes des er- 
suchten Staates entstanden sind, einer Beeinträchti- 
gung ihrer persönlichen Freiheit unterworfen wer- 
den. Dieser Schutz steht ihnen auch dann zu, wenn 
die Ladung auf vertragswidrigem Wege übermittelt 
worden ist. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 soll aus kriminal- 
politischen Gründen den Justizbehörden das Recht 
geben, auch im Hoheitsgebiet des ersuditen Staates 
befindliche Beschuldigte in jedem Stadium des Ver- 
fahrens vorzuladen. Diese Regelung kann im Einzel- 
fall auch im Interesse eines Beschuldigten liegen, 
der durch sie die Gewißheit erhält, nur wegen der 
in der Ladungsurkunde aufgeführten Taten straf- 
rechtlich belangt zu werden. 

Der Beschuldigte ist in seiner Entscheidung, ob er 
der Ladung Folge leisten soll, unbedingt frei. Er- 
scheint er, dann muß er alle Folgen wegen der in 
der Ladung aufgeführten Straftat auf sich nehmen. 

Der Schutz der Absätze 1 und 2 endet nach 30 Tagen. 

Diese Vorschrift entspricht Artikel 12 des Europä- 
ischen Rechtshilfeübereinkommens. 
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Zu Artikel 33 

Absatz 1 regelt die Erteilung von Auskünften aus 
dem Strafregister für Zwecke eines Strafverfahrens. 
Es ist dabei nicht erforderlich, daß ein Strafverfahren 
bereits gerichtshängig ist. Auskünfte werden den 
Justizbehörden des ersuchenden Staates wie eigenen 
Justizbehörden erteilt. 

In Absatz 2 wird die Erteilung von Auskünften aus 
dem Strafregister für nicht strafrechtliche Zwecke 
geregelt. Obwohl diese Vorschrift von der Über- 
schrift dieses Vertrages an sich nicht gedeckt wird, 
schien ihre Einfügung doch geboten, weil andern- 
falls eine Lücke geblieben wäre. Diese Auskunfts- 
verpflichtung ist im übrigen eingeschränkt. So richtet 
sich die Zulässigkeit der Auskunftserteilung nach 
dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Staates. 
Bei derartigen Ersuchen ist der Zweck genauestens 
anzugeben. 

Diese Vorschrift ist Artikel 13 des Europäischen 
Rechtshilfeübereinkommens ähnlich. 

Zu Artikel 34 

Artikel 34 bestimmt im einzelnen, welche Angaben 
in dem Rechtshilfeersuchen enthalten sein müssen. 
Wenn es auch nicht ausdrücklich gesagt worden ist, 
so erscheint es doch zweckmäßig, bei Ersuchen um 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 
auch die Fragen anzugeben, die von den Zeugen 
oder Sachverständigen beantwortet werden sollen. 

Die Vorschrift entspricht der Regelung des Arti- 
kels 14 des Europäischen Rechtshilfeübereinkom- 
mens. 

Zu Artikel 35 

Grundsätzlich ist der diplomatische Geschäftsweg 
einzuhalten. In strafrechtlichen Angelegenheiten, 
mit denen die Polizei befaßt ist und in denen nur 
polizeiliche Maßnahmen erforderlich sind, kann auch 
der Weg über die nationalen Interpolbüros gewählt 
werden. Auch sonst kann in dringenden Fällen die- 
ser Weg benutzt werden. 

Zu Artikel 36 

Nach dieser Vorschrift sind die Vertragsstaaten ver- 
pflichtet, sich gegenseitig Mitteilung zu machen, 
wenn in ihrem Gebiet ein Angehöriger des Staates 
verhaftet wird. Welche Behörde zur Mitteilung der 
Verhaftung zuständig ist, richtet sich nach dem in- 
nerstaatlichen Recht des Staates, in dem die Verhaf- 
tung vorgenommen worden ist. Die Mitteilung muß 
unverzüglich nach der Verhaftung geschehen. 

Der Heimatstaat des Verhafteten ist von dem Ergeb- 
nis des gegen seinen Staatsangehörigen eingeleite- 
ten Verfahrens zu unterrichten. Nur wenn der Hei- 
matstaat es wünscht, erhält er auch eine Abschrift 
der abschließenden rechtskräftigen Entscheidung. 

Die Verpflichtung nach Absatz 2 entfällt, wenn einer 
der Ausnahmegründe des Artikels 23 vorliegt. 

Zu Artikel 37 

Mit dieser Vorschrift wird eine Frage geregelt, die 
nicht in den herkömmlichen Bereich der Rechtshilfe 


gehört, die aber im internationalen Rechtsverkehr 
immer größere Bedeutung gewinnt. 

Der ersuchte Staat übernimmt nicht die Verpflich- 
tung, ein Strafverfahren durchzuführen, sondern nur 
die Verpflichtung, die Möglichkeit und Notwendig- 
keit einer Strafverfolgung überprüfen zu lassen. 

Die ersuchende Behörde ist nicht verpflichtet, schon 
von sich aus eine Prüfung vorzunehmen, ob die Tat 
nach dem Recht des ersuchten Staates strafbar und 
verfolgbar ist. 

Diese Vorschrift erstreckt sich auf alle strafbaren 
Handlungen einschließlich der Übertretungen. 

Um die bei in der Rechtsprechung aufgetauchten Be- 
denken gegen die Verfolgung einer im Ausland be- 
gangenen Verkchrsübertretung auszuräumen, ist in 
Absatz 3 in Anlehnung an Artikel 2 Abs. 2 des Euro- 
päischen Übereinkommens über die Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen gegen Straßenverkehrsvorschrif- 
ten vom 30. November 1964 ausdrücklich gesagt 
worden, daß in diesen Fällen grundsätzlich das 
Recht des ersuchten Staates anwendbar ist. Soweit 
es sich jedoch um die Verkehrsvorschriften handelt, 
sind die am Begehungsort geltenden Bestimmungen 
maßgebend. 

Zu Artikel 38 

Diese Vorschrift ist wörtlich aus Artikel 22 Satz 1 
und 2 des Europäischen Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 über- 
nommen worden. 

Zu Artikel 39 

Diese Vorschrift sowie das Schlußprotokoll stellen 
eine Ergänzung des Artikels 22 dieses Vertrages 
dar. 


Zu Teil III Schlußbestimmungen 
Zu Artikel 40 

Die Ersuchen selbst können in der Sprache des ersu- 
chenden Staates abgefaßt sein, jedoch müssen Über- 
setzungen des Ersuchens und der beigefügten Unter- 
lagen in die französische Sprache beigefügt werden. 
Die Zulassung der französischen Sprache wird der 
Vereinfachung dienen, weil die Behörden beider 
Vertragsparteien sehr wohl über Übersetzer für die 
französische Sprache, seltener über Übersetzer für 
die deutsche oder arabische Sprache verfügen dürf- 
ten. 

Zu Artikel 41 

Zur Erleichterung und Beschleunigung des Ausliefe- 
rungs- und Rechtshilfeverkehrs ist auf jede Form 
der Beglaubigung verzichtet worden. 

Zu Artikel 42 

In Übereinstimmung mit dem im vertraglich gere- 
gelten zwischenstaatlichen Rechtshilfeverkehr übli- 
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chen Kostenverzicht wird auch im deutsch-tunesi- 
schen Rechtshilfeverkehr auf Erstattung der dem 
ersuchten Staat erwachsenen Kosten verzichtet, wo- 
bei die aufgezählten Ausnahmen ebenfalls der inter- 
nationalen üblichkeit entsprechen. 

Zu Artikel 43 

Die Begriffsbestimmung „Maßregeln der Sicherung 
und Besserung"' entspricht wörtlich der Begriffsbe- 
stimmung in Artikel 25 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. 


Zu Artikel 44 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Zu Artikel 45 

Dieser Vertrag muß sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in der Tunesischen Republik 
ratifiziert werden. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land bedarf der Vertrag der Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften, weil er das Deutsche Aus- 
lieferungsgesetz ergänzende und abändernde Vor- 
schriften enthält. 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf, nicht zu folgen. Die vom Bundesrat ange- 
führten Vorschriften des Vertrages können, selbst 
wenn man sie als eine Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens der für die Ausführung des Vertrages 
zuständigen Landesbehörden ansieht, die Zustim- 
mungsbedürftigkeit schon deswegen nicht begrün- 
den, weil der Vertrag von den Ländern nicht als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird (vgl. Ar- 
tikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes). Die Länder neh- 
men insoweit Befugnisse des Bundes wahr. Bei dem 
Ersuchen an einen fremden Staat um Rechtshilfe 
und bei der Entscheidung über ein ausländisches 
Rechtshilfeersuchen handelt es sich um ein Teil- 
gebiet der Pflege der auswärtigen Beziehungen im 
Sinne des Artikels 32 Abs. 1 des Grundgesetzes. Es 
ist also nach der verfassungsmäßigen Regelung der 
Zuständigkeitsfrage ausschließlich Sache des Bun- 
des, in Rechtshilfeangelegenheiten mit auswärtigen 
Staaten zu verkehren. 

Diese Auffassung liegt auch der Vereinbarung zwi- 
schen der Bundesregierung und den Landesregie- 
rungen über die Zuständigkeit im Rechtshilfever- 


kehr mit dem Ausland in Strafsachen vom 20. Fe- 
bruar 1952 (Bundesanzeiger Nr. 78 vom 23. April 
1952) zugrunde. Die dem Bunde verfassungsmäßig 
zugewiesene Zuständigkeit kann der Substanz nach 
weder durch ein innerstaatliches Gesetz noch durch 
einen völkerrechtlichen Vertrag den Ländern über- 
wiesen werden. Eine zwischenstaatliche Vereinba- 
rung, in welcher die Länder insoweit als zuständig 
bezeichnet würden, wäre verfassungswidrig. Die 
vom Bundesrat genannten Vorschriften des Ver- 
trages gehen von dem durch die obengenannte Zu- 
ständigkeitvereinbarung geschaffenen Zustand aus, 
nach dem die Befugnisse der Bundesregierung zur 
Entscheidung über Ersuchen ausländischer Regie- 
rungen u. a. in Angelegenheiten der kleinen Rechts- 
hilfe den Ländern zur Ausübung übertragen sind. 
Soweit der Vertrag Landesbehörden in ihre Rege- 
lung einbezieht, begründet er deshalb keine Zu- 
ständigkeit der Landesbehördehj er besagt vielmehr 
nur deklaratorisch, was ohnedies kraft der Verein- 
barung zwischen Bund und Ländern innerstaatlich 
rechtens ist. Insofern hat der Vertrag also nur die 
Bedeutung eines Hinweises auf die tatsächlich be- 
stehende Zuständigkeitsverteilung zur Klarstellung 
für den Vertragspartner. 
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